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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 15. Juni 2001

hinsichtlich Standardvertragsklauseln für die Übermittlung personenbezogener Daten in Dritt-
länder nach der Richtlinie 95/46/EG

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2001) 1539)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2001/497/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenver-
kehr (1), insbesondere auf Artikel 26 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach der Richtlinie 95/46/EG müssen die Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen, dass die Übermittlung
personenbezogener Daten in ein Drittland nur dann erfolgen kann, wenn das betreffende Drittland
ein angemessenes Datenschutzniveau gewährleistet und Gesetze des Mitgliedstaates, die den anderen
Bestimmungen der Richtlinie entsprechen, vor der Übermittlung berücksichtigt werden.

(2) Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG sieht jedoch vor, dass die Mitgliedstaaten sofern
bestimmte Garantien vorliegen, eine Übermittlung oder eine Kategorie von Übermittlungen perso-
nenbezogener Daten in Drittländer, die kein angemessenes Datenschutzniveau gewährleisten, geneh-
migen können. Solche Garantien können sich insbesondere aus einschlägigen Vertragsklauseln
ergeben.

(3) Nach der Richtlinie 95/46/EG ist das Datenschutzniveau unter Berücksichtigung aller Umstände zu
beurteilen, die bei der Datenübermittlung oder einer Kategorie von Datenübermittlungen eine Rolle
spielen; die gemäß dieser Richtlinie eingesetzte Gruppe für den Schutz natürlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten (2) hat Leitlinien für die Erstellung solcher Beurteilungen
veröffentlicht (3).

(1) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
(2) Die Intemetadresse der Arbeitsgruppe lautet:

http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/en/media/dataprot/wpdocs/index.htm.
(3) WP4 (5020/97) „Erste Leitlinien für die Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer — Mögliche Ansätze

für eine Bewertung der Angemessenheit“; Diskussionsgrundlage, von der Arbeitsgruppe angenommen am 26. Juni
1997.
WP7 (5057/97) „Beurteilung der Selbstkontrolle der Wirtschaft: wann ist sie ein sinnvoller Beitrag zum Niveau des
Datenschutzes in einem Drittland?“ Arbeitsunterlage, von der Arbeitsgruppe angenommen am 14. Januar 1998.
WP9 (3005/98) „Erste Überlegungen zur Verwendung vertraglicher Bestimmungen im Rahmen der Übermittlungen
personenbezogener Daten an Drittländer“, Arbeitsunterlage von der Arbeitsgruppe angenommen am 22. April 1998.
WP12: „Übermittlungen personenbezogener Daten an Drittländer: Anwendung von Artikel 25 und 26 der Daten-
schutzrichtlinie der EU“; Arbeitsunterlage, von der Gruppe angenommen am 24. Juli 1998, verfügbar auf der Website
der Europäischen Kommission: „europa.eu.int/comm/internal_markt/en/media.dataprot/wpdocs/wp12/de“.
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(4) Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG, der einer Organisation, die Daten in Drittländer
übermitteln will. Flexibilität bietet, und Artikel 26 Absatz 4 mit dem Hinweis auf Standardvertrags-
klauseln sind wesentlich, um den notwendigen Strom personenbezogener Daten zwischen der
Europäischen Union und Drittländern ohne unnötige Belastung der Wirtschaftsakteure aufrechtzuer-
halten. Beide Bestimmungen sind von besonderer Bedeutung angesichts der Tatsache, dass die
Kommission kurz- oder mittelfristig wohl nur für eine begrenzte Zahl von Ländern die Angemessen-
heit des Schutzniveaus nach Artikel 25 Absatz 6 wird feststellen können.

(5) Die Standardvertragsklauseln sind neben Artikel 25 und Artikel 26 Absätze 1 und 2 nur eine von
mehreren Möglichkeiten im Rahmen der Richtlinie 95/46/EG für die rechtmäßige Übermittlung
personenbezogener Daten in Drittländer; für die Organisationen wird es erheblich einfacher, perso-
nenbezogene Daten in Drittländer zu übermitteln, wenn sie die Standardvertragsklauseln in den
Vertrag aufnehmen. Sie beziehen sich jedoch nur auf den Datenschutz. Datenexporteur und Daten-
importeur ist es freigestellt, weitere geschäftsbezogene Klauseln aufzunehmen, z. B. Klauseln über
gegenseitige Unterstützung bei Streitigkeiten mit einer betroffenen Person oder einer Kontrollstelle,
die die Parteien für vertragsrelevant halten, sofern sie den Standardvertragsklauseln nicht widerspre-
chen.

(6) Diese Entscheidung sollte die nationalen Genehmigungen unberührt lassen, die von den Mitglied-
staaten nach ihren eigenen Rechtsvorschriften zur Umsetzung von Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie
95/46/EG erteilt werden können. Die Umstände einer bestimmten Übermittlung können es erforder-
lich machen, dass die für die Datenverarbeitung Verantwortlichen andere Garantien im Sinne von
Artikel 26 Absatz 2 leisten müssen. Diese Entscheidung hat lediglich die Wirkung, dass die Mitglied-
staaten die hier beschriebenen Vertragsklauseln als ausreichende Garantien anerkennen müssen, und
lässt daher andere Vertragsklauseln unberührt.

(7) Die Entscheidung beschränkt sich darauf festzulegen, dass die im Anhang aufgeführten Vertragsklau-
seln von einem für die Datenverarbeitung Verantwortlichen, der in der Gemeinschaft ansässig ist,
angewandt werden können, um ausreichende Garantien nach Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie
95/46/EG zu gewährleisten. Die Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer ist eine
Verarbeitung in einem Mitgliedstaat, für deren Rechtmäßigkeit nationales Recht maßgeblich ist; die
Kontrollstellen der Mitgliedstaaten sollten weiterhin dafür zuständig sein, im Rahmen ihrer Aufgaben
und Befugnisse nach Artikel 28 der Richtlinie 95/46/EG zu prüfen, ob der Datenexporteur die
nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Bestimmungen der Richtlinie 95/46/EG einhält, insbe-
sondere der spezifischen Bestimmungen über die Informationspflicht nach dieser Richtlinie.

(8) Diese Entscheidung betrifft nicht die Übermittlung personenbezogener Daten durch für die Verarbei-
tung Verantwortliche, die in der Gemeinschaft ansässig sind, an Empfänger, die nicht im Gebiet der
Gemeinschaft ansässig sind und nur als Auftragsverarbeiter tätig werden. Diese Übermittlungen
erfordern nicht die gleichen Garantien, weil der Auftragsverarbeiter ausschließlich im Auftrag des für
die Verarbeitung Verantwortlichen tätig ist. Die Kommission beabsichtigt diese Art der Übermittlung
in einer späteren Entscheidung zu behandeln.

(9) Es sollten die Mindestinformationen festgelegt werden, die von den Parteien im Übermittlungsvertrag
bereitgestellt werden müssen. Die Mitgliedstaaten sollten weiterhin die Befugnis haben, die Informa-
tionen im Einzelnen zu benennen, die von den Parteien zu liefern sind. Diese Entscheidung wird im
Lichte der Erfahrung überprüft.

(10) Die Kommission wird zukünftig ferner erwägen, ob Standardvertragsklauseln, die von Industriever-
bänden oder anderen interessierten Parteien vorgelegt werden, ausreichende Garantien im Sinne der
Richtlinie 95/46/EG bieten.

(11) Zwar sollte es den Parteien freistehen, zu vereinbaren, welche Datenschutzregeln von dem Datenim-
porteur zu beachten sind, doch sollten bestimmte Datenschutzgrundsätze in allen Fällen anzuwenden
sein.

(12) Daten sollten nur für angegebene Zwecke verarbeitet und anschließend verwendet oder übermittelt
werden und sollten nicht länger als notwendig aufbewahrt werden.

(13) Gemäß Artikel 12 der Richtlinie 95/46/EG sollte die betroffene Person Anspruch auf alle sie
betreffenden Daten und je nach Fall auf Berichtigung, Löschung und Sperrung bestimmter Daten
haben.
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(14) Die Weiterübermittlung von personenbezogenen Daten an einen anderen für die Verarbeitung
Verantwortlichen, der in einem Drittland ansässig ist, sollte nur unter bestimmten Voraussetzungen
erlaubt werden, die insbesondere sicherstellen, dass die betroffenen Personen angemessen informiert
werden und die Möglichkeit haben zu widersprechen oder in bestimmten Fällen ihre Zustimmung zu
versagen.

(15) Neben der Prüfung, ob Übermittlungen in Drittländer nationalem Recht entsprechen, sollten die
Kontrollstellen eine Schlüsselrolle in diesem Vertragsmechanismus übernehmen, indem sie sicher-
stellen, dass personenbezogene Daten nach der Übermittlung angemessen geschützt werden. In
bestimmten Fällen sollten die Kontrollstellen der Mitgliedstaaten weiterhin befugt sein, eine Daten-
übermittlung beziehungsweise eine Reihe von Datenübermittlungen auf der Grundlage der Standard-
vertragsklauseln zu untersagen oder auszusetzen; dies gilt für jene Ausnahmefälle, für die feststeht,
dass sich eine Übermittlung auf Vertragsbasis wahrscheinlich sehr nachteilig auf die Garantien
auswirkt, die den betroffenen Personen angemessenen Schutz bieten sollen.

(16) Die Standardvertragsklauseln sollten durchsetzbar sein, und zwar nicht nur von den Organisationen,
die Vertragsparteien sind, sondern auch von den betroffenen Personen, insbesondere wenn ihnen als
Folge eines Vertragsbruchs Schaden entsteht.

(17) Auf den Vertrag sollte das Recht des Mitgliedstaates anwendbar sein, in dem der Datenexporteur
ansässig ist, das es einem Drittbegünstigten ermöglicht, den Vertrag durchzusetzen. Betroffene
Personen sollten, wenn sie dies wünschen und das nationale Recht es zulässt, das Recht haben, sich
von Vereinigungen oder sonstigen Einrichtungen vertreten zu lassen.

(18) Um die Schwierigkeiten der betroffenen Personen zu verringern, ihre Rechte nach diesen Standard-
vertragsklauseln geltend zu machen, sollten der Datenexporteur und der Datenimporteur gesamt-
schuldnerisch für Schäden aufgrund jeglicher Verletzung der Bestimmungen haftbar sein, die der
Drittbegünstigtenklausel unterliegen.

(19) Die betroffene Person hat das Recht, wegen Schäden, die durch Handlungen verursacht werden, die
mit den in den Standardvertragsklauseln enthaltenen Verpflichtungen unvereinbar sind, gegen den
Datenexporteur, den Datenimporteur oder beide gerichtlich vorzugehen und Schadensersatz zu
erlangen; beide Parteien können von dieser Haftung ausgenommen werden, wenn sie beweisen, dass
keiner von ihnen für diese Schäden verantwortlich ist.

(20) Die gesamtschuldnerische Haftung betrifft nicht die Bestimmungen, die nicht unter die Drittbegüns-
tigtenklausel fallen, und muss nicht dazu führen, dass eine Partei für Schäden aus der unrechtmä-
ßigen Verarbeitung durch die andere Partei aufkommt. Die Bestimmung über einen gegenseitigen
Ausgleichsanspruch zwischen den Parteien ist nicht Voraussetzung für die Angemessenheit des
Schutzniveaus für die betroffenen Personen, und die Parteien können diese Bestimmung streichen.
Sie wurde aber im Interesse der Klarheit in die Standardvertragsklauseln aufgenommen, und um es
den Parteien zu ersparen, im Einzelfall Ausgleichsklauseln auszuhandeln.

(21) Wird eine Auseinandersetzung der Parteien mit einer betroffenen Person, die sich auf die
Drittbegünstigtenklausel beruft, nicht gütlich beigelegt, verpflichten sich die Parteien, der betroffenen
Person die Wahlmöglichkeiten zwischen Schlichtung, Schieds- und Gerichtsverfahren anzubieten.
Das Ausmaß der tatsächlichen Wahlmöglichkeiten der betroffenen Person hängt von dem Vorhan-
densein zuverlässiger und anerkannter Schlichtungs- und Schiedsgerichtssysteme ab. Schlichtung
durch die Kontrollstellen eines Mitgliedstaats sollte eine Möglichkeit sein, sofern diese Stellen solche
Leistungen erbringen.

(22) Die Gruppe für den Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, die
durch Artikel 29 der Richtlinie 95/46/EG eingesetzt wurde, hat eine Stellungnahme zu dem Schutz-
niveau abgegeben, das die der Entscheidung beiliegenden Standvertragsklauseln bieten; die Stellung-
nahme wurde bei der Erarbeitung der vorliegenden Entscheidung (1) berücksichtigt.

(23) Die in der vorliegenden Entscheidung enthaltenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des
Ausschusses, der durch Artikel 31 der Richtlinie 95/46/EG eingesetzt wurde —

(1) Stellungnahme Nr. 1/2001, angenommen von der Gruppe am 26. Januar 2001 (GD MARKT 5102/00 WP 38),
verfügbar auf der „Europa“-Site der Europäischen Kommission.
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Standardvertragsklauseln im Anhang gelten als ausreichende Garantien hinsichtlich des Schutzes der
Privatsphäre, der Grundrechte und der Grundfreiheiten der Personen sowie hinsichtlich der Ausübung der
damit verbundenen Rechte im Sinne von Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG.

Artikel 2

Diese Entscheidung betrifft ausschließlich die Angemessenheit des Schutzes, der bei der Übermittlung
personenbezogener Daten durch die im Anhang aufgeführten Standardvertragsklauseln gewährleistet wird.
Die Anwendung anderer nationaler Vorschriften zur Durchführung der Richtlinie 95/46/EG, die sich auf die
Verarbeitung personenbezogener Daten in den Mitgliedstaaten beziehen, bleibt davon unberührt.

Diese Entscheidung ist nicht anwendbar auf die Übermittlung personenbezogener Daten durch für die
Verarbeitung Verantwortliche, die in der Gemeinschaft ansässig sind, an Empfänger, die nicht im Gebiet der
Gemeinschaft ansässig sind und nur als Auftragsverarbeiter tätig werden.

Artikel 3

Im Rahmen dieser Entscheidung

a) gelten die Begriffsbestimmungen der Richtlinie 95/46/EG;

b) bezeichnet der Begriff „besondere Kategorien personenbezogener Daten“ die in Artikel 8 der Richtlinie
genannten Daten;

c) bezeichnet der Begriff „Kontrollstelle“ die in Artikel 28 der Richtlinie genannte Stelle;

d) bezeichnet der Begriff „Datenexporteur“ den für die Verarbeitung Verantwortlichen, der die personenbe-
zogenen Daten übermittelt;

e) bezeichnet der Begriff „Datenimporteur“ den für die Verarbeitung Verantwortlichen, der sich bereit
erklärt, vom Datenexporteur personenbezogene Daten für die weitere Verarbeitung gemäß den Bestim-
mungen dieser Entscheidung entgegenzunehmen.

Artikel 4

(1) Unbeschadet ihrer Befugnisse, tätig zu werden, um die Einhaltung nationaler Vorschriften, die gemäß
den Kapiteln II, III, V und VI der Richtlinie 95/46/EG erlassen wurden, zu gewährleisten, können die
zuständigen Kontrollstellen in den Mitgliedstaaten ihre bestehenden Befugnisse ausüben, um zum Schutz
von Privatpersonen in Bezug auf die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten die Datenübermittlung
in Drittländer zu verbieten oder auszusetzen, wenn:

a) feststeht, dass der Datenimporteur nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften Anforderungen
unterliegt, die ihn zwingen, von den einschlägigen Datenschutzvorschriften in einem Maß abzuweichen,
das über die Beschränkungen hinausgeht, die im Sinne von Artikel 13 der Richtlinie 95/46/EG für eine
demokratische Gesellschaft erforderlich sind und dass sich diese Anforderungen wahrscheinlich sehr
nachteilig auf die Garantien auswirken, die die Standardvertragsklauseln bieten sollen, oder

b) eine zuständige Kontrollstelle festgestellt hat, dass der Datenimporteur die Vertragsklauseln nicht einhält,
oder

c) eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass die im Anhang enthaltenen Standardvertragsklauseln derzeit
oder künftig nicht eingehalten werden und die Fortsetzung der Übermittlung den betroffenen Personen
einen nicht wieder gutzumachenden Schaden zufügen würde.

(2) Das Verbot oder die Aussetzung im Sinne von Absatz 1 wird aufgehoben, sobald die Gründe für das
Verbot oder die Aussetzung nicht mehr vorliegen.

(3) Sobald die Mitgliedstaaten Maßnahmen gemäß Absatz 1 und 2 ergreifen, informieren sie unverzüg-
lich die Kommission, die ihrerseits die Informationen an die anderen Mitgliedstaaten weiterleitet.
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Artikel 5

Die Kommission bewertet drei Jahre, nachdem sie den Mitgliedstaaten diese Entscheidung bekannt gegeben
hat, anhand der verfügbaren Informationen ihre Durchführung. Sie unterrichtet den durch Artikel 31 der
Richtlinie 95/46/EG eingesetzten Ausschuss über ihre Feststellungen. Sie fügt sämtliche Belege bei, die für
die Beurteilung der Angemessenheit der Standardvertragsklauseln des Anhangs von Bedeutung sein
könnten, sowie etwaige Belege dafür, dass die Entscheidung in diskriminierender Weise angewandt wird.

Artikel 6

Diese Entscheidung ist anwendbar ab dem 3. September 2001.

Artikel 7

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 15. Juni 2001

Für die Kommission

Frederik BOLKESTEIN

Mitglied der Kommission
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ANHANG
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Anlage 1

zu den Standardvertragsklauseln
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Anlage 2

zu den Standardvertragsklauseln

Verbindliche Datenschutzgrundsätze im Sinne von Klausel 5 Buchstabe b) Absatz 1

Diese Datenschutzgrundsätze sind im Lichte der Bestimmungen (Grundsätze und entsprechende Ausnahmen) der Richt-
linie 95/46/EG auszulegen.

Sie gelten vorbehaltlich der nach den nationalen Rechtsvorschriften für den Datenimporteur geltenden zwingenden
Anforderungen, die nicht weitergehen, als es in einer demokratischen Gesellschaft unter Zugrundelegung der in Artikel 13
Absatz 1 der Richtlinie 95/46/EG aufgeführten Interessen erforderlich ist; d. h. die Anforderungen müssen notwendig sein
für die Sicherheit des Staates, die Landesverteidigung, die öffentliche Sicherheit, die Verhütung, Ermittlung, Feststellung
und Verfolgung von Straftaten oder Verstößen gegen die berufsständischen Regeln bei reglementierten Berufen oder den
Schutz der betroffenen Person und der Rechte und Freiheiten anderer Personen.

1. Zweckbindung: Die Daten sind für die spezifischen Zwecke in Anlage 1 der Klauseln zu verarbeiten und anschließend zu
verwenden oder weiter zu übermitteln. Die Daten dürfen nicht länger aufbewahrt werden, als es für die Zwecke
erforderlich ist, für die sie übermittelt werden.

2. Datenqualität und -verhältnismäßigkeit: Die Daten müssen sachlich richtig und, wenn nötig, auf dem neuesten Stand sein.
Sie müssen angemessen, relevant und im Hinblick auf die Zweckbestimmung, für die sie übertragen oder weiterverar-
beitet werden, nicht exzessiv sein.

3. Transparenz: Die betroffenen Personen müssen Informationen über die Zweckbestimmungen der Verarbeitung und die
Identität des im Drittland für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie andere Informationen erhalten, sofern dies
erforderlich ist, um eine angemessene Verarbeitung sicherzustellen, und sofern diese Informationen nicht bereits vom
Datenexporteur erteilt wurden.

4. Sicherheit und Vertraulichkeit: Der für die Verarbeitung Verantwortliche hat geeignete technische und organisatorische
Sicherheitsvorkehrungen gegen die Risiken der Verarbeitung zu treffen, beispielsweise gegen den unzulässigen Zugriff
auf Daten. Alle unter die Verantwortung des für die Verarbeitung Verantwortlichen tätigen Personen, darunter auch
Auftragsverarbeiter, dürfen die Daten nur auf Anweisung des für die Verarbeitung Verantwortlichen verarbeiten.

5. Recht auf Zugriff, Berichtigung, Löschung und Widerspruch: Nach Artikel 12 der Richtlinie 95/46/EG muss die betroffene
Person das Recht haben, auf alle sie betreffenden Daten, die verarbeitet werden, zuzugreifen sowie je nach Fall das
Recht haben auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung von Daten, deren Verarbeitung gegen die in dieser Anlage
aufgeführten Grundsätze verstößt, insbesondere wenn diese Daten unvollständig oder unrichtig sind. Die betreffende
Person muss auch aus zwingenden berechtigten Gründen, die mit ihrer persönlichen Situation zusammenhängen,
Widerspruch gegen die Verarbeitung der sie betreffenden Daten einlegen können.

6. Beschränkung der Weiterübermittlung: Weiterübermittlungen personenbezogener Daten vom Datenimporteur an einen
anderen für die Verarbeitung Verantwortlichen, der in einem Drittland ansässig ist, das weder angemessenen Schutz
bietet noch unter eine von der Kommission gemäß Artikel 25 Absatz 6 der Richtlinie 95/46/EG erlassene Entschei-
dung fällt (nachstehend: Weiterübermittlung), dürfen nur stattfinden, wenn eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist:

a) Die betroffenen Personen haben der Weiterübermittlung eindeutig zugestimmt, falls bestimmte Datenkategorien
betroffen sind, oder haben in anderen Fällen die Möglichkeit erhalten, sich dagegen auszusprechen.

Die betroffenen Personen müssen mindestens folgende Informationen erhalten und zwar in einer Sprache, die sie
verstehen:
— die Zwecke der Weiterübermittlung,
— die Identität des in der Gemeinschaft ansässigen Datenexporteurs,
— die Kategorien weiterer Empfänger der Daten und Empfängerländer sowie
— eine Erklärung darüber, dass die Daten, nach der Weiterübermittlung von einem für die Verarbeitung Verant-

wortlichen verarbeitet werden können, der in einem Land ansässig ist, das kein angemessenes Schutzniveau für
die Privatsphäre des Einzelnen gewährleistet; oder

b) der Datenexporteur und der Datenimporteur stimmen dem Beitritt eines weiteren, für die Verarbeitung Verantwort-
lichen zu den Klauseln zu, der dadurch zu einer Partei dieser Klauseln wird und dieselben Verpflichtungen wie der
Datenimporteur eingeht.

7. Besondere Datenkategorien: Werden Daten, aus denen die rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen,
religiöse oder philosophische Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie Daten über
Gesundheit oder Sexualleben und Daten über Straftaten, strafrechtliche Verurteilungen oder Sicherheitsmaßnahmen
verarbeitet, so sollten zusätzliche Garantien entsprechend der Richtlinie 95/46/EG vorliegen, insbesondere angemes-
sene Sicherheitsmaßnahmen wie die strenge Verschlüsselung für Übermittlungszwecke oder Aufzeichnungen über
Zugriffe auf sensible Daten.

8. Direktmarketing: Werden Daten zum Zwecke des Direktmarketings verarbeitet, müssen wirksame Verfahren vorgesehen
sein, die der betroffenen Person jederzeit die Möglichkeit des „Opt-out“ geben, so dass sie sich gegen die Verwendung
ihrer Daten für derartige Zwecke entscheiden kann.
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9. Automatisierte Einzelentscheidungen: Die betroffenen Personen haben das Recht, keiner Entscheidung unterworfen zu
werden, die allein auf der automatisierten Datenverarbeitung beruht, wenn keine anderen Maßnahmen zur Wahrung
der berechtigen Interessen der Person nach Artikel 15 Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG ergriffen werden. Erfolgt die
Übermittlung mit dem Ziel eine automatisierte Einzelentscheidung im Sinne von Artikel 15 Richtlinie 95/46/EG, d. h.
eine Entscheidung, die rechtliche Folgen für die Person nach sich zieht oder sie erheblich beeinträchtigt und die
ausschließlich aufgrund einer automatisierten Verarbeitung von Daten zum Zwecke der Bewertung einzelner Aspekte
ihrer Person ergeht, wie beispielsweise ihrer beruflichen Leistungsfähigkeit, ihrer Kreditwürdigkeit, ihrer Zuverlässigkeit
oder ihres Verhaltens usw., zu treffen, so muss die natürliche Person das Recht haben, die Gründe für diese
Entscheidung zu erfahren.

Anlage 3

zu den Standardvertragsklauseln

Verbindliche Datenschutzgrundsätze im Sinne von Klausel 5 Buchstabe b) Absatz 2

1. Zweckbindung: Die Daten sind für die spezifischen Zwecke in Anlage 1 der Klauseln zu verarbeiten und anschließend zu
verwenden oder weiter zu übermitteln. Die Daten dürfen nicht länger aufbewahrt werden, als es für die Zwecke
erforderlich ist, für die sie übermittelt werden.

2. Recht auf Zugriff, Berichtigung, Löschung und Widerspruch: Nach Artikel 12 der Richtlinie 95/46/EG muss die betroffene
Person das Recht haben, auf alle sie betreffenden Daten, die verarbeitet werden, zuzugreifen sowie je nach Fall das
Recht haben auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung von Daten, deren Verarbeitung gegen die in dieser Anlage
aufgeführten Grundsätze verstößt, insbesondere wenn diese Daten unvollständig oder unrichtig sind. Die betreffende
Person muss auch aus zwingenden berechtigten Gründen, die mit ihrer persönlichen Situation zusammenhängen,
Widerspruch gegen die Verarbeitung der sie betreffenden Daten einlegen können.

3. Beschränkung der Weiterübermittlung: Weiterübermittlungen personenbezogener Daten vom Datenimporteur an einen
anderen für die Verarbeitung Verantwortlichen, der in einem Drittland ansässig ist, das weder angemessenen Schutz
bietet noch unter eine von der Kommission gemäß Artikel 25 Absatz 6 der Richtlinie 95/46/EG erlassene Entschei-
dung fällt (nachstehend: Weiterübermittlungen), dürfen nur stattfinden, wenn eine der folgenden Bedingungen erfüllt
ist:

a) Die betroffenen Personen haben der Weiterübermittlung ausdrücklich zugestimmt, falls bestimmte Datenkategorien
betroffen sind, oder haben in anderen Fällen die Möglichkeit erhalten, sich dagegen auszusprechen.

Die betroffenen Personen müssen mindestens folgende Informationen erhalten und zwar in einer Sprache, die sie
verstehen:
— die Zwecke der Weiterübermittlung,
— die Identität des in der Gemeinschaft ansässigen Datenexporteurs,
— die Kategorien weiterer Empfänger der Daten und Empfängerländer sowie
— eine Erklärung darüber, dass die Daten, nach der Weiterübermittlung von einem für die Verarbeitung Verant-

wortlichen verarbeitet werden können, der in einem Land ansässig ist, das kein angemessenes Schutzniveau für
die Privatsphäre des Einzelnen gewährleistet; oder

b) der Datenexporteur und der Datenimporteur stimmen dem Beitritt eines weiteren, für die Verarbeitung Verantwort-
lichen zu den Klauseln zu, der dadurch zu einer Partei dieser Klauseln wird und dieselben Verpflichtungen wie der
Datenimporteur eingeht.



BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 5. Februar 2010 

über Standardvertragsklauseln für die Übermittlung personenbezogener Daten an 
Auftragsverarbeiter in Drittländern nach der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2010) 593) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/87/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten und zum freien Datenverkehr ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 26 Absatz 4, 

nach Anhörung des Europäischen Datenschutzbeauftragten, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach der Richtlinie 95/46/EG müssen die Mitgliedstaaten 
dafür Sorge tragen, dass die Übermittlung personenbezo­
gener Daten in ein Drittland nur dann erfolgen kann, 
wenn das betreffende Drittland ein angemessenes Schutz­
niveau gewährleistet und vor der Übermittlung die auf­
grund der anderen Bestimmungen der Richtlinie erlasse­
nen Vorschriften der Mitgliedstaaten beachtet werden. 

(2) Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG gestattet 
jedoch den Mitgliedstaaten, die Übermittlung oder eine 
Reihe von Übermittlungen personenbezogener Daten in 
Drittländer, die kein angemessenes Datenschutzniveau ge­
währleisten, zu genehmigen, sofern bestimmte Garantien 
vorliegen. Solche Garantien können sich insbesondere 
aus einschlägigen Vertragsklauseln ergeben. 

(3) Nach der Richtlinie 95/46/EG ist das Datenschutzniveau 
unter Berücksichtigung aller Umstände zu beurteilen, die 
bei der Datenübermittlung oder einer Reihe von Daten­
übermittlungen eine Rolle spielen. Die gemäß dieser 
Richtlinie eingesetzte Gruppe für den Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
hat Leitlinien für die Erstellung solcher Beurteilungen 
veröffentlicht. 

(4) Standardvertragsklauseln sollten sich nur auf den Daten­
schutz beziehen. Dem Datenexporteur und dem Daten­
importeur ist es daher freigestellt, weitere geschäftsbezo­
gene Klauseln aufzunehmen, die sie für vertragsrelevant 
halten, sofern diese nicht im Widerspruch zu den Stan­
dardvertragsklauseln stehen. 

(5) Dieser Beschluss sollte die nationalen Genehmigungen 
unberührt lassen, die von den Mitgliedstaaten nach ihren 
eigenen Rechtsvorschriften zur Umsetzung von 
Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG erteilt wer­
den können. Dieser Beschluss sollte lediglich die Wirkung 
haben, dass die Mitgliedstaaten die darin aufgeführten 
Standardvertragsklauseln als angemessene Garantien an­
erkennen müssen; sie sollte daher andere Vertragsklauseln 
unberührt lassen. 

(6) Die Entscheidung 2002/16/EG der Kommission vom 
27. Dezember 2001 hinsichtlich Standardvertragsklauseln 
für die Übermittlung personenbezogener Daten an Auf­
tragsverarbeiter in Drittländern nach der Richtlinie 
95/46/EG ( 2 ) soll einem in der Europäischen Union nie­
dergelassenen für die Datenverarbeitung Verantwortlichen 
die Übermittlung personenbezogener Daten an einen 
Auftragsverarbeiter, der in einem Drittland niedergelassen 
ist, das kein angemessenes Datenschutzniveau gewährleis­
tet, erleichtern. 

(7) Seit Erlass der Entscheidung 2002/16/EG wurden viele 
Erfahrungen gesammelt. Der Bericht über die Durchfüh­
rung der Entscheidungen über Standardvertragsklauseln 
für die Übermittlung personenbezogener Daten in Dritt­
länder ( 3 ) zeigt darüber hinaus, dass ein wachsendes In­
teresse an solchen Standardvertragsklauseln für die inter­
nationale Übermittlung personenbezogener Daten in 
Drittländer, die kein angemessenes Datenschutzniveau ge­
währleisten, besteht. Zudem wurden Vorschläge zur Ak­
tualisierung der in der Entscheidung 2002/16/EG auf­
geführten Standardvertragsklauseln gemacht, um der 
rasch expandierenden Datenverarbeitungstätigkeit welt­
weit Rechnung zu tragen und Aspekte zu erfassen, die 
in der Entscheidung bisher nicht geregelt worden sind ( 4 ).
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(8) Dieser Beschluss sollte sich darauf beschränken festzule­
gen, dass die aufgeführten Vertragsklauseln von einem für 
die Datenverarbeitung Verantwortlichen, der in der Euro­
päischen Union niedergelassen ist, verwendet werden 
können, um angemessene Garantien im Sinne von 
Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG für die 
Übermittlung personenbezogener Daten an einen Auf­
tragsverarbeiter, der in einem Drittland niedergelassen 
ist, zu gewährleisten. 

(9) Dieser Beschluss sollte daher nicht für die Übermittlung 
personenbezogener Daten durch für die Verarbeitung 
Verantwortliche, die in der Europäischen Union nieder­
gelassen sind, an für die Verarbeitung Verantwortliche 
außerhalb der Europäischen Union gelten, die in den 
Anwendungsbereich der Kommissionsentscheidung 
2001/497/EG vom 15. Juni 2001 hinsichtlich Standard­
vertragsklauseln für die Übermittlung personenbezogener 
Daten in Drittländer nach der Richtlinie 95/46/EG fal­
len ( 1 ). 

(10) Mit diesem Beschluss sollte die Verpflichtung gemäß 
Artikel 17 Absatz 3 der Richtlinie 95/46/EG umgesetzt 
werden; sie sollte den Inhalt eines solchen Vertrags be­
ziehungsweise Rechtsakts unberührt lassen. Einige der 
Standardvertragsklauseln, vor allem diejenigen bezüglich 
der Pflichten des Datenexporteurs, sollten jedoch über­
nommen werden, um die Bestimmungen zu verdeutli­
chen, die in einen Vertrag zwischen einem für die Daten­
verarbeitung Verantwortlichen und einem Auftragsver­
arbeiter aufgenommen werden können. 

(11) Die Kontrollstellen der Mitgliedstaaten spielen eine 
Schlüsselrolle in diesem Vertragsmechanismus, weil sie 
sicherstellen, dass personenbezogene Daten nach der 
Übermittlung angemessen geschützt werden. In Ausnah­
mefällen, in denen Datenexporteure es ablehnen oder 
nicht in der Lage sind, dem Datenimporteur angemessene 
Anweisungen zu geben, und in denen eine hohe Wahr­
scheinlichkeit besteht, dass den betroffenen Personen ein 
schwerwiegender Schaden entsteht, sollten die Standard­
vertragsklauseln es den Kontrollstellen ermöglichen, Da­
tenimporteure und Unterauftragsverarbeiter einer Prüfung 
zu unterziehen und gegebenenfalls Entscheidungen zu 
treffen, denen Datenimporteure und Unterauftragsver­
arbeiter Folge leisten müssen. Die Kontrollstellen sollten 
befugt sein, eine Datenübermittlung oder eine Reihe von 
Datenübermittlungen auf der Grundlage der Standardver­
tragsklauseln zu untersagen oder zurückzuhalten; dies gilt 
für jene Ausnahmefälle, für die feststeht, dass sich eine 
Übermittlung auf Vertragsbasis wahrscheinlich sehr nach­
teilig auf die Garantien und Pflichten auswirkt, die den 
betroffenen Personen angemessenen Schutz bieten sollen. 

(12) Standardvertragsklauseln sollten die technischen und or­
ganisatorischen Sicherheitsmaßnahmen vorsehen, die Da­
tenverarbeiter in einem Drittland ohne angemessenes 
Schutzniveau anwenden sollten, um einen Schutz zu ge­

währleisten, der den durch die Verarbeitung entstehenden 
Risiken und der Art der zu schützenden Daten angemes­
sen ist. Die Parteien sollten diejenigen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen im Vertrag vorsehen, die 
unter Berücksichtigung des anwendbaren Datenschutz­
rechts, des Stands der Technik und der bei ihrer Durch­
führung entstehenden Kosten erforderlich sind, um per­
sonenbezogene Daten gegen die zufällige oder unrecht­
mäßige Zerstörung oder den zufälligen Verlust, die Än­
derung, die unberechtigte Weitergabe oder den unberech­
tigten Zugang und gegen jede andere Form der unrecht­
mäßigen Verarbeitung zu schützen. 

(13) Um den Datenstrom aus der Europäischen Union zu 
erleichtern, ist es wünschenswert, dass Auftragsverarbei­
ter, die Datenverarbeitungsleistungen für mehrere für die 
Verarbeitung Verantwortliche in der Europäischen Union 
erbringen, die Möglichkeit erhalten, ungeachtet des Mit­
gliedstaats, von dem die Datenübermittlung ausgeht, die 
gleichen technischen und organisatorischen Sicherheits­
maßnahmen anzuwenden, insbesondere wenn der Daten­
importeur von verschiedenen Einrichtungen des in der 
Europäischen Union niedergelassenen Datenexporteurs 
Daten zur Weiterverarbeitung erhält; in diesem Fall sollte 
das Recht des Mitgliedstaats Anwendung finden, in dem 
der Datenexporteur niedergelassen ist. 

(14) Es ist angebracht, die Informationen festzulegen, die von 
den Parteien in dem Vertrag über die Übermittlung unbe­
dingt mitgeteilt werden sollten. Die Mitgliedstaaten soll­
ten weiterhin die Befugnis haben, die Informationen im 
Einzelnen festzulegen, die von den Parteien zu liefern 
sind. Die Wirkung dieses Beschlusses sollte im Lichte 
der Erfahrung geprüft werden. 

(15) Der Datenimporteur sollte die übermittelten personenbe­
zogenen Daten nur im Auftrag des Datenexporteurs und 
entsprechend dessen Anweisungen sowie den in den 
Klauseln enthaltenen Pflichten verarbeiten. Ohne die vor­
herige schriftliche Einwilligung des Datenexporteurs sollte 
der Datenimporteur die personenbezogenen Daten nicht 
an Dritte weitergeben. Der Datenexporteur sollte den 
Datenimporteur während der Dauer der Datenverarbei­
tungsdienste anweisen, die Daten gemäß seinen Anwei­
sungen, dem anwendbaren Datenschutzrecht und den in 
den Klauseln beschriebenen Pflichten zu verarbeiten. 

(16) Im Bericht über die Durchführung der Entscheidungen 
über Standardvertragsklauseln für die Übermittlung per­
sonenbezogener Daten in Drittländer wurde die Fest­
legung von Standardvertragsklauseln über die anschlie­
ßende Weiterübermittlung von einem Datenverarbeiter 
in einem Drittland an einen anderen Datenverarbeiter 
(Vergabe eines Unterauftrags für die Verarbeitung) emp­
fohlen, um dem Globalisierungstrend in den Geschäfts­
praktiken und Gepflogenheiten bei der Datenverarbeitung 
Rechnung zu tragen.
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(17) Dieser Beschluss sollte spezifische Standardvertragsklau­
seln über die Vergabe eines Unterauftrags über Datenver­
arbeitungsdienste an in Drittländern niedergelassene Auf­
tragsverarbeiter (Unterauftragsverarbeiter) durch einen in 
einem Drittland niedergelassenen Datenverarbeiter (den 
Datenimporteur) enthalten. Ferner sollte dieser Beschluss 
Bedingungen vorsehen, die bei der Vergabe von Unter­
aufträgen über Datenverarbeitungsdienste zu erfüllen 
sind, damit gewährleistet ist, dass die übermittelten per­
sonenbezogenen Daten auch bei einer Weiterübermitt­
lung an einen Unterauftragsverarbeiter geschützt sind. 

(18) Darüber hinaus sollte die Vergabe von Unteraufträgen 
über Datenverarbeitungsdienste ausschließlich Tätigkeiten 
betreffen, die in dem Vertrag zwischen dem Datenexport­
eur und dem Datenimporteur, der die Standardvertrags­
klauseln gemäß diesem Beschluss enthält, vereinbart wor­
den sind, und keine anderen Verarbeitungstätigkeiten 
oder Verarbeitungszwecke, so dass das Zweckbindungs­
prinzip gemäß der Richtlinie 95/46/EG gewahrt bleibt. 
Sollte sich der Unterauftragsverarbeiter nicht an seine 
Datenverarbeitungspflichten nach dem Vertrag halten, 
sollte der Datenimporteur gegenüber dem Datenexport­
eur verantwortlich sein. Die Übermittlung personenbezo­
gener Daten an Auftragsverarbeiter, die außerhalb der 
Europäischen Union niedergelassen sind, sollte nicht die 
Tatsache berühren, dass für die Verarbeitungstätigkeiten 
das anwendbare Datenschutzrecht gilt. 

(19) Standardvertragsklauseln müssen einklagbar sein, und 
zwar nicht nur durch die Organisationen, die Vertrags­
parteien sind, sondern auch durch die betroffenen Per­
sonen, insbesondere wenn ihnen als Folge eines Vertrags­
bruchs Schaden entsteht. 

(20) Die betroffene Person sollte berechtigt sein, gegen den 
Datenexporteur, der für die Verarbeitung der übermittel­
ten personenbezogenen Daten verantwortlich ist, vor­
zugehen und von diesem gegebenenfalls Schadenersatz 
zu erlangen. In Ausnahmefällen, wenn das Unternehmen 
des Datenexporteurs faktisch oder rechtlich nicht mehr 
besteht oder zahlungsunfähig ist, sollte die betroffene 
Person auch berechtigt sein, gegen den Datenimporteur 
vorzugehen und von diesem wegen Verstoßes des Daten­
importeurs oder eines seiner Unterauftragsverarbeiter ge­
gen eine der in Klausel 3 Absatz 2 genannten Pflichten 
gegebenenfalls Schadenersatz zu erlangen. In Ausnahme­
fällen, wenn sowohl das Unternehmen des Datenexport­
eurs als auch das des Datenimporteurs faktisch oder 
rechtlich nicht mehr bestehen oder zahlungsunfähig sind, 
sollte die betroffene Person zudem berechtigt sein, gegen 
den Unterauftragsverarbeiter vorzugehen und von diesem 
gegebenenfalls Schadenersatz zu erlangen. Eine solche 
Haftpflicht des Unterauftragsverarbeiters sollte auf dessen 
Verarbeitungstätigkeiten nach den Vertragsklauseln be­
schränkt sein. 

(21) Wird eine Streitigkeit zwischen einer betroffenen Person, 
die sich auf die Drittbegünstigtenklausel beruft, und dem 

Datenimporteur nicht gütlich beigelegt, sollte der Daten­
importeur der betroffenen Person die Wahl lassen zwi­
schen einem Schlichtungsverfahren oder einem Gerichts­
verfahren. Inwieweit die betroffene Person tatsächlich 
wählen kann, hängt von dem Vorhandensein zuverlässi­
ger und anerkannter Schlichtungsverfahren ab. Falls die 
Kontrollstelle des Mitgliedstaats, in dem der Datenexport­
eur niedergelassen ist, solche Schlichtungsverfahren vor­
sieht, sollte diese Möglichkeit angeboten werden. 

(22) Auf den Vertrag sollte das Recht des Mitgliedstaats ange­
wandt werden, in dem der Datenexporteur niedergelassen 
ist und in dem ein Drittbegünstigter die Einhaltung des 
Vertrags gerichtlich durchsetzen kann. Betroffene Per­
sonen sollten, wenn sie dies wünschen und das nationale 
Recht es zulässt, berechtigt sein, sich von Vereinigungen 
oder sonstigen Einrichtungen vertreten zu lassen. Das 
gleiche Recht sollte auch für sämtliche Datenschutz­
bestimmungen jedes Vertrags mit einem Unterauftrags­
verarbeiter über die Verarbeitung personenbezogener Da­
ten gelten, die nach den Vertragsklauseln von einem Da­
tenexporteur an einen Datenimporteur übermittelt wor­
den sind. 

(23) Da dieser Beschluss nur Anwendung findet, wenn ein in 
einem Drittland niedergelassener Datenverarbeiter einen 
in einem Drittland niedergelassenen Unterauftragsver­
arbeiter mit seinen Verarbeitungsdiensten beauftragt, 
sollte er keine Anwendung finden, wenn ein in der Eu­
ropäischen Union niedergelassener Auftragsverarbeiter, 
der personenbezogene Daten im Auftrag eines in der 
Europäischen Union niedergelassenen für die Verarbei­
tung Verantwortlichen verarbeitet, einen in einem Dritt­
land niedergelassenen Unterauftragsverarbeiter mit der 
Verarbeitung beauftragt. In diesem Fall steht es den Mit­
gliedstaaten frei zu entscheiden, ob sie die Tatsache be­
rücksichtigen möchten, dass bei der Vergabe eines Ver­
arbeitungsauftrags an einen in einem Drittland nieder­
gelassenen Unterauftragsverarbeiter die in diesem Be­
schluss vorgesehenen und in Standardvertragsklauseln 
festzuschreibenden Grundsätze und Garantien mit dem 
Ziel zur Anwendung gebracht wurden, die Rechte der 
von der Datenübermittlung zwecks Unterauftragsver­
arbeitung betroffenen Person angemessen zu schützen. 

(24) Die Gruppe für den Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, die durch 
Artikel 29 der Richtlinie 95/46/EG eingesetzt wurde, 
hat eine Stellungnahme zu dem Schutzniveau abgegeben, 
das die Standvertragsklauseln im Anhang zu diesem Be­
schluss bieten; die Stellungnahme wurde bei der Aus­
arbeitung des vorliegenden Beschlusses berücksichtigt. 

(25) Die Entscheidung 2002/16/EG sollte aufgehoben werden. 

(26) Die im vorliegenden Beschluss enthaltenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses, der 
durch Artikel 31 der Richtlinie 95/46/EG eingesetzt 
wurde —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Standardvertragsklauseln im Anhang gelten als angemessene 
Garantien hinsichtlich des Schutzes der Privatsphäre, der Grund­
rechte und der Grundfreiheiten von Personen sowie hinsichtlich 
der Ausübung der damit verbundenen Rechte nach Artikel 26 
Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss betrifft ausschließlich den Schutz, der durch die 
im Anhang aufgeführten Standardvertragsklauseln bei der Über­
mittlung personenbezogener Daten an Auftragsverarbeiter ge­
währleistet wird. Die Anwendung anderer nationaler Vorschrif­
ten zur Durchführung der Richtlinie 95/46/EG, die sich auf die 
Verarbeitung personenbezogener Daten in den Mitgliedstaaten 
beziehen, bleibt davon unberührt. 

Der vorliegende Beschluss gilt für die Übermittlung personen­
bezogener Daten durch für die Verarbeitung Verantwortliche, 
die in der Europäischen Union niedergelassen sind, an Empfän­
ger außerhalb der Europäischen Union, die ausschließlich als 
Auftragsverarbeiter fungieren. 

Artikel 3 

Für die Zwecke dieses Beschlusses gelten die folgenden Begriffs­
bestimmungen: 

a) Der Begriff „besondere Datenkategorien“ bezeichnet die in 
Artikel 8 der Richtlinie 95/46/EG genannten Daten; 

b) der Begriff „Kontrollstelle“ bezeichnet die Behörde gemäß 
Artikel 28 der Richtlinie 95/46/EG; 

c) der Begriff „Datenexporteur“ bezeichnet den für die Verarbei­
tung Verantwortlichen, der die personenbezogenen Daten 
übermittelt; 

d) der Begriff „Datenimporteur“ bezeichnet den in einem Dritt­
land niedergelassenen Auftragsverarbeiter, der sich bereit er­
klärt, vom Datenexporteur nach dessen Anweisungen und 
den Vorschriften dieses Beschlusses personenbezogene Daten 
entgegenzunehmen und sie nach der Übermittlung in dessen 
Auftrag zu verarbeiten, und der nicht dem System eines 
Drittlands unterliegt, das ein angemessenes Schutzniveau 
im Sinne von Artikel 25 Absatz 1 der Richtlinie 95/46/EG 
bietet; 

e) der Begriff „Unterauftragsverarbeiter“ bezeichnet den Auf­
tragsverarbeiter, der im Auftrag des Datenimporteurs oder 
eines anderen Unterauftragsverarbeiters des Datenimporteurs 
tätig ist und sich bereit erklärt, vom Datenimporteur oder 
von einem anderen Unterauftragsverarbeiter des Datenimpor­
teurs personenbezogene Daten ausschließlich zu dem Zweck 
entgegenzunehmen, diese nach der Übermittlung im Auftrag 
des Datenexporteurs nach dessen Anweisungen, den Stan­
dardvertragsklauseln im Anhang und den Bestimmungen 
des schriftlichen Unterauftrags zu verarbeiten; 

f) der Begriff „anwendbares Datenschutzrecht“ bezeichnet die 
Vorschriften zum Schutz der Grundrechte und Grundfreihei­
ten der Personen, insbesondere des Rechts auf Schutz der 
Privatsphäre im Hinblick auf die Verarbeitung personenbezo­
gener Daten, die in dem Mitgliedstaat, in dem der Daten­
exporteur niedergelassen ist, für den für die Verarbeitung 
Verantwortlichen gelten; 

g) der Ausdruck „technische und organisatorische Sicherheits­
maßnahmen“ bezeichnet Maßnahmen zum Schutz personen­
bezogener Daten vor der zufälligen oder unrechtmäßigen 
Zerstörung, dem zufälligen Verlust, der Änderung, der unbe­
rechtigten Weitergabe oder dem unberechtigten Zugang, ins­
besondere wenn die Verarbeitung die Übermittlung der Da­
ten über ein Netzwerk umfasst, und vor jeder anderen Form 
der unrechtmäßigen Verarbeitung. 

Artikel 4 

(1) Unbeschadet ihrer Befugnisse, tätig zu werden, um die 
Einhaltung nationaler Vorschriften gemäß den Kapiteln II, III, 
V und VI der Richtlinie 95/46/EG zu gewährleisten, können 
die zuständigen Kontrollstellen in den Mitgliedstaaten ihre Be­
fugnisse ausüben und zum Schutz von Privatpersonen bei der 
Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten die Datenüber­
mittlung in Drittländer verbieten oder aussetzen, wenn 

a) feststeht, dass der Datenimporteur oder Unterauftragsver­
arbeiter nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften An­
forderungen unterliegt, die ihn zwingen, vom anwendbaren 
Datenschutzrecht in einem Maß abzuweichen, das über die 
Beschränkungen hinausgeht, die im Sinne von Artikel 13 der 
Richtlinie 95/46/EG für eine demokratische Gesellschaft er­
forderlich sind, und dass sich diese Anforderungen wahr­
scheinlich sehr nachteilig auf die Garantien auswirken wür­
den, die das anwendbare Datenschutzrecht und die Standard­
vertragsklauseln bieten, 

b) eine zuständige Behörde festgestellt hat, dass der Daten­
importeur oder ein Unterauftragsverarbeiter die Standardver­
tragsklauseln im Anhang nicht eingehalten hat, oder 

c) eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass die im Anhang 
enthaltenen Standardvertragsklauseln derzeit oder künftig 
nicht eingehalten werden und die Fortsetzung der Übermitt­
lung den betroffenen Personen einen schwerwiegenden Scha­
den zufügen könnte. 

(2) Das Verbot oder die Aussetzung gemäß Absatz 1 wird 
aufgehoben, sobald die Gründe für das Verbot oder die Ausset­
zung nicht mehr vorliegen. 

(3) Wenn die Mitgliedstaaten Maßnahmen gemäß den Absät­
zen 1 und 2 ergreifen, informieren sie unverzüglich die Kom­
mission, die ihrerseits die Informationen an die anderen Mit­
gliedstaaten weiterleitet.
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Artikel 5 

Die Kommission bewertet die Umsetzung des Beschlusses drei 
Jahre nach seiner Erlassung anhand der verfügbaren Informatio­
nen. Sie legt dem durch Artikel 31 der Richtlinie 95/46/EG 
eingesetzten Ausschuss einen Bericht über ihre Erkenntnisse 
vor. Sie fügt sämtliche Belege bei, die für die Beurteilung der 
Angemessenheit der Standardvertragsklauseln des Anhangs von 
Bedeutung sein könnten, sowie etwaige Belege dafür, dass der 
Beschluss in diskriminierender Weise angewandt wird. 

Artikel 6 

Dieser Beschluss gilt ab dem 15. Mai 2010. 

Artikel 7 

(1) Die Entscheidung 2002/16/EG wird ab dem 15. Mai 
2010 aufgehoben. 

(2) Ein vor dem 15. Mai 2010 gemäß der Entscheidung 
2002/16/EG geschlossener Vertrag zwischen einem Daten­
exporteur und einem Datenimporteur bleibt so lange in Kraft, 

wie die Übermittlungen und die Datenverarbeitung aufgrund 
dieses Vertrags unverändert weiterlaufen und von diesem Be­
schluss erfasste personenbezogene Daten weiterhin zwischen 
den Vertragsparteien übermittelt werden. Beschließen die Ver­
tragsparteien diesbezügliche Änderungen oder vergeben sie ei­
nen Unterauftrag über Verarbeitungsvorgänge, die unter den 
Vertrag fallen, sind sie verpflichtet, einen neuen Vertrag zu 
schließen, in dem die Standardvertragsklauseln im Anhang be­
rücksichtigt sind. 

Artikel 8 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 5. Februar 2010 

Für die Kommission 

Jacques BARROT 
Vizepräsident
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ANHANG 

STANDARDVERTRAGSKLAUSELN (AUFTRAGSVERARBEITER) 

gemäß Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG für die Übermittlung personenbezogener Daten an Auftragsver­
arbeiter, die in Drittländern niedergelassen sind, in denen kein angemessenes Schutzniveau gewährleistet ist 

Bezeichnung der Organisation (Datenexporteur): ....................................................................................................................................... 

Anschrift: ................................................................................................................................................................................................................. 

Tel.: ................................................................ Fax ................................................................E-Mail: ................................................................ 

Weitere Angaben zur Identifizierung der Organisation 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

(„Datenexporteur“) 

und 

Bezeichnung der Organisation (Datenimporteur): ....................................................................................................................................... 

Anschrift: ................................................................................................................................................................................................................. 

Tel.: ................................................................ Fax ................................................................E-Mail: ................................................................ 

Weitere Angaben zur Identifizierung der Organisation: 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

(„Datenimporteur“) 

(die „Partei“, wenn eine dieser Organisationen gemeint ist, die „Parteien“, wenn beide gemeint sind) 

VEREINBAREN folgende Vertragsklauseln („Klauseln“), um angemessene Garantien hinsichtlich des Schutzes der Privat­
sphäre, der Grundrechte und der Grundfreiheiten von Personen bei der Übermittlung der in Anhang 1 zu diesen 
Vertragsklauseln spezifizierten personenbezogenen Daten vom Datenexporteur an den Datenimporteur zu bieten. 

Klausel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Rahmen der Vertragsklauseln gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

a) die Ausdrücke „personenbezogene Daten“, „besondere Kategorien personenbezogener Daten“, „Verarbeitung“, „für die 
Verarbeitung Verantwortlicher“, „Auftragsverarbeiter“, „betroffene Person“ und „Kontrollstelle“ entsprechen den Begriffs­
bestimmungen der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr ( 1 ); 

b) der „Datenexporteur“ ist der für die Verarbeitung Verantwortliche, der die personenbezogenen Daten übermittelt; 

c) der „Datenimporteur“ ist der Auftragsverarbeiter, der sich bereit erklärt, vom Datenexporteur personenbezogene Daten 
entgegenzunehmen und sie nach der Übermittlung nach dessen Anweisungen und den Bestimmungen der Klauseln in 
dessen Auftrag zu verarbeiten und der nicht einem System eines Drittlandes unterliegt, das angemessenen Schutz im 
Sinne von Artikel 25 Absatz 1 der Richtlinie 95/46/EG gewährleistet;
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d) der „Unterauftragsverarbeiter“ ist der Auftragsverarbeiter, der im Auftrag des Datenimporteurs oder eines anderen 
Unterauftragsverarbeiters des Datenimporteurs tätig ist und sich bereit erklärt, vom Datenimporteur oder von einem 
anderen Unterauftragsverarbeiter des Datenimporteurs personenbezogene Daten ausschließlich zu dem Zweck ent­
gegenzunehmen, diese nach der Übermittlung im Auftrag des Datenexporteurs nach dessen Anweisungen, den Klau­
seln und den Bestimmungen des schriftlichen Unterauftrags zu verarbeiten; 

e) der Begriff „anwendbares Datenschutzrecht“ bezeichnet die Vorschriften zum Schutz der Grundrechte und Grund­
freiheiten der Personen, insbesondere des Rechts auf Schutz der Privatsphäre bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, die in dem Mitgliedstaat, in dem der Datenexporteur niedergelassen ist, auf den für die Verarbeitung Verant­
wortlichen anzuwenden sind; 

f) die „technischen und organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen“ sind die Maßnahmen, die personenbezogene Daten vor 
der zufälligen oder unrechtmäßigen Zerstörung, dem zufälligen Verlust, der Änderung, der unberechtigten Weitergabe 
oder dem unberechtigten Zugang, insbesondere wenn die Verarbeitung die Übermittlung der Daten über ein Netzwerk 
umfasst, und vor jeder anderen Form der unrechtmäßigen Verarbeitung schützen sollen. 

Klausel 2 

Einzelheiten der Übermittlung 

Die Einzelheiten der Übermittlung, insbesondere die besonderen Kategorien personenbezogener Daten, sofern vorhanden, 
werden in Anhang 1 erläutert, der Bestandteil dieser Klauseln ist. 

Klausel 3 

Drittbegünstigtenklausel 

(1) Die betroffenen Personen können diese Klausel sowie Klausel 4 Buchstaben b bis i, Klausel 5 Buchstaben a bis e 
und g bis j, Klausel 6 Absätze 1 und 2, Klausel 7, Klausel 8 Absatz 2 sowie die Klauseln 9 bis 12 gegenüber dem 
Datenexporteur als Drittbegünstigte geltend machen. 

(2) Die betroffene Person kann diese Klausel, Klausel 5 Buchstaben a bis e und g, die Klauseln 6 und 7, Klausel 8 
Absatz 2 sowie die Klauseln 9 bis 12 gegenüber dem Datenimporteur geltend machen, wenn das Unternehmen des 
Datenexporteurs faktisch oder rechtlich nicht mehr besteht, es sei denn, ein Rechtsnachfolger hat durch einen Vertrag 
oder kraft Gesetzes sämtliche rechtlichen Pflichten des Datenexporteurs übernommen; in letzterem Fall kann die betrof­
fene Person die Klauseln gegenüber dem Rechtsnachfolger als Träger sämtlicher Rechte und Pflichten des Datenexporteurs 
geltend machen. 

(3) Die betroffene Person kann diese Klausel, Klausel 5 Buchstaben a bis e und g, die Klauseln 6 und 7, Klausel 8 
Absatz 2 sowie die Klauseln 9 bis 12 gegenüber dem Unterauftragsverarbeiter geltend machen, wenn sowohl das 
Unternehmen des Datenexporteurs als auch das des Datenimporteurs faktisch oder rechtlich nicht mehr bestehen oder 
zahlungsunfähig sind, es sei denn, ein Rechtsnachfolger hat durch einen Vertrag oder kraft Gesetzes sämtliche rechtlichen 
Pflichten des Datenexporteurs übernommen; in letzterem Fall kann die betroffene Person die Klauseln gegenüber dem 
Rechtsnachfolger als Träger sämtlicher Rechte und Pflichten des Datenexporteurs geltend machen. Eine solche Haftpflicht 
des Unterauftragsverarbeiters ist auf dessen Verarbeitungstätigkeiten nach den Klauseln beschränkt. 

(4) Die Parteien haben keine Einwände dagegen, dass die betroffene Person, sofern sie dies ausdrücklich wünscht und 
das nationale Recht dies zulässt, durch eine Vereinigung oder sonstige Einrichtung vertreten wird. 

Klausel 4 

Pflichten des Datenexporteurs 

Der Datenexporteur erklärt sich bereit und garantiert, dass: 

a) die Verarbeitung der personenbezogenen Daten einschließlich der Übermittlung entsprechend den einschlägigen Be­
stimmungen des anwendbaren Datenschutzrechts durchgeführt wurde und auch weiterhin so durchgeführt wird (und 
gegebenenfalls den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats mitgeteilt wurde, in dem der Datenexporteur nieder­
gelassen ist) und nicht gegen die einschlägigen Vorschriften dieses Staates verstößt; 

b) er den Datenimporteur angewiesen hat und während der gesamten Dauer der Datenverarbeitungsdienste anweisen 
wird, die übermittelten personenbezogenen Daten nur im Auftrag des Datenexporteurs und in Übereinstimmung mit 
dem anwendbaren Datenschutzrecht und den Klauseln zu verarbeiten;
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c) der Datenimporteur hinreichende Garantien bietet in Bezug auf die in Anhang 2 zu diesem Vertrag beschriebenen 
technischen und organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen; 

d) die Sicherheitsmaßnahmen unter Berücksichtigung der Anforderungen des anwendbaren Datenschutzrechts, des Stan­
des der Technik, der bei ihrer Durchführung entstehenden Kosten, der von der Verarbeitung ausgehenden Risiken und 
der Art der zu schützenden Daten hinreichend gewährleisten, dass personenbezogene Daten vor der zufälligen oder 
unrechtmäßigen Zerstörung, dem zufälligem Verlust, der Änderung, der unberechtigten Weitergabe oder dem unbe­
rechtigten Zugang, insbesondere wenn die Verarbeitung die Übermittlung der Daten über ein Netzwerk umfasst, und 
vor jeder anderen Form der unrechtmäßigen Verarbeitung geschützt sind; 

e) er für die Einhaltung dieser Sicherheitsmaßnahmen sorgt; 

f) die betroffene Person bei der Übermittlung besonderer Datenkategorien vor oder sobald wie möglich nach der Über­
mittlung davon in Kenntnis gesetzt worden ist oder gesetzt wird, dass ihre Daten in ein Drittland übermittelt werden 
könnten, das kein angemessenes Schutzniveau im Sinne der Richtlinie 95/46/EG bietet; 

g) er die gemäß Klausel 5 Buchstabe b sowie Klausel 8 Absatz 3 vom Datenimporteur oder von einem Unterauftrags­
verarbeiter erhaltene Mitteilung an die Kontrollstelle weiterleitet, wenn der Datenexporteur beschließt, die Übermittlung 
fortzusetzen oder die Aussetzung aufzuheben; 

h) er den betroffenen Personen auf Anfrage eine Kopie der Klauseln mit Ausnahme von Anhang 2 sowie eine allgemeine 
Beschreibung der Sicherheitsmaßnahmen zur Verfügung stellt; außerdem stellt er ihnen gegebenenfalls die Kopie des 
Vertrags über Datenverarbeitungsdienste zur Verfügung, der gemäß den Klauseln an einen Unterauftragsverarbeiter 
vergeben wurde, es sei denn, die Klauseln oder der Vertrag enthalten Geschäftsinformationen; in diesem Fall können 
solche Geschäftsinformationen herausgenommen werden; 

i) bei der Vergabe eines Verarbeitungsauftrags an einen Unterauftragsverarbeiter die Verarbeitung gemäß Klausel 11 
erfolgt und die personenbezogenen Daten und die Rechte der betroffenen Person mindestens ebenso geschützt sind, 
wie vom Datenimporteur nach diesen Klauseln verlangt; und 

j) er für die Einhaltung der Klausel 4 Buchstaben a bis i sorgt. 

Klausel 5 

Pflichten des Datenimporteurs ( 1 ) 

Der Datenimporteur erklärt sich bereit und garantiert, dass: 

a) er die personenbezogenen Daten nur im Auftrag des Datenexporteurs und in Übereinstimmung mit dessen Anwei­
sungen und den vorliegenden Klauseln verarbeitet; dass er sich, falls er dies aus irgendwelchen Gründen nicht einhalten 
kann, bereit erklärt, den Datenexporteur unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen, der unter diesen Umständen 
berechtigt ist, die Datenübermittlung auszusetzen und/oder vom Vertrag zurückzutreten; 

b) er seines Wissens keinen Gesetzen unterliegt, die ihm die Befolgung der Anweisungen des Datenexporteurs und die 
Einhaltung seiner vertraglichen Pflichten unmöglich machen, und eine Gesetzesänderung, die sich voraussichtlich sehr 
nachteilig auf die Garantien und Pflichten auswirkt, die die Klauseln bieten sollen, dem Datenexporteur mitteilen wird, 
sobald er von einer solchen Änderung Kenntnis erhält; unter diesen Umständen ist der Datenexporteur berechtigt, die 
Datenübermittlung auszusetzen und/oder vom Vertrag zurückzutreten; 

c) er vor der Verarbeitung der übermittelten personenbezogenen Daten die in Anhang 2 beschriebenen technischen und 
organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen ergriffen hat;
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d) er den Datenexporteur unverzüglich informiert über 

i) alle rechtlich bindenden Aufforderungen einer Vollstreckungsbehörde zur Weitergabe der personenbezogenen 
Daten, es sei denn, dies wäre anderweitig untersagt, beispielsweise durch ein strafrechtliches Verbot zur Wahrung 
des Untersuchungsgeheimnisses bei strafrechtlichen Ermittlungen; 

ii) jeden zufälligen oder unberechtigten Zugang und 

iii) alle Anfragen, die direkt von den betroffenen Personen an ihn gerichtet werden, ohne diese zu beantworten, es sei 
denn, er wäre anderweitig dazu berechtigt; 

e) er alle Anfragen des Datenexporteurs im Zusammenhang mit der Verarbeitung der übermittelten personenbezogenen 
Daten durch den Datenexporteur unverzüglich und ordnungsgemäß bearbeitet und die Ratschläge der Kontrollstelle im 
Hinblick auf die Verarbeitung der übermittelten Daten befolgt; 

f) er auf Verlangen des Datenexporteurs seine für die Verarbeitung erforderlichen Datenverarbeitungseinrichtungen zur 
Prüfung der unter die Klauseln fallenden Verarbeitungstätigkeiten zur Verfügung stellt. Die Prüfung kann vom Daten­
exporteur oder einem vom Datenexporteur ggf. in Absprache mit der Kontrollstelle ausgewählten Prüfgremium durch­
geführt werden, dessen Mitglieder unabhängig sind, über die erforderlichen Qualifikationen verfügen und zur Ver­
traulichkeit verpflichtet sind; 

g) er den betroffenen Personen auf Anfrage eine Kopie der Klauseln und gegebenenfalls einen bestehenden Vertrag über 
die Vergabe eines Verarbeitungsauftrags an einen Unterauftragsverarbeiter zur Verfügung stellt, es sei denn, die 
Klauseln oder der Vertrag enthalten Geschäftsinformationen; in diesem Fall können solche Geschäftsinformationen 
herausgenommen werden; Anhang 2 wird durch eine allgemeine Beschreibung der Sicherheitsmaßnahmen ersetzt, 
wenn die betroffene Person vom Datenexporteur keine solche Kopie erhalten kann; 

h) er bei der Vergabe eines Verarbeitungsauftrags an einen Unterauftragsverarbeiter den Datenexporteur vorher benach­
richtigt und seine vorherige schriftliche Einwilligung eingeholt hat; 

i) der Unterauftragsverarbeiter die Datenverarbeitungsdienste in Übereinstimmung mit Klausel 11 erbringt; 

j) er dem Datenexporteur unverzüglich eine Kopie des Unterauftrags über die Datenverarbeitung zuschickt, den er nach 
den Klauseln geschlossen hat. 

Klausel 6 

Haftung 

(1) Die Parteien vereinbaren, dass jede betroffene Person, die durch eine Verletzung der in Klausel 3 oder 11 genannten 
Pflichten durch eine Partei oder den Unterauftragsverarbeiter Schaden erlitten hat, berechtigt ist, vom Datenexporteur 
Schadenersatz für den erlittenen Schaden zu erlangen. 

(2) Ist die betroffene Person nicht in der Lage, gemäß Absatz 1 gegenüber dem Datenexporteur wegen Verstoßes des 
Datenimporteurs oder seines Unterauftragsverarbeiters gegen in den Klauseln 3 und 11 genannte Pflichten Schadenersatz­
ansprüche geltend zu machen, weil das Unternehmen des Datenexporteurs faktisch oder rechtlich nicht mehr besteht oder 
zahlungsunfähig ist, ist der Datenimporteur damit einverstanden, dass die betroffene Person Ansprüche gegenüber ihm 
statt gegenüber dem Datenexporteur geltend macht, es sei denn, ein Rechtsnachfolger hat durch Vertrag oder kraft 
Gesetzes sämtliche rechtlichen Pflichten des Datenexporteurs übernommen; in diesem Fall kann die betroffene Person 
ihre Ansprüche gegenüber dem Rechtsnachfolger geltend machen. 

Der Datenimporteur kann sich seiner Haftung nicht entziehen, indem er sich auf die Verantwortung des Unterauftrags­
verarbeiters für einen Verstoß beruft. 

(3) Ist die betroffene Person nicht in der Lage, gemäß den Absätzen 1 und 2 gegenüber dem Datenexporteur oder dem 
Datenimporteur wegen Verstoßes des Unterauftragsverarbeiters gegen in den Klauseln 3 und 11 aufgeführte Pflichten 
Ansprüche geltend zu machen, weil sowohl das Unternehmen des Datenexporteurs als auch das des Datenimporteurs 
faktisch oder rechtlich nicht mehr bestehen oder zahlungsunfähig sind, ist der Unterauftragsverarbeiter damit einver­
standen, dass die betroffene Person im Zusammenhang mit seinen Datenverarbeitungstätigkeiten aufgrund der Klauseln 
gegenüber ihm statt gegenüber dem Datenexporteur oder dem Datenimporteur einen Anspruch geltend machen kann, es 
sei denn, ein Rechtsnachfolger hat durch Vertrag oder kraft Gesetzes sämtliche rechtlichen Pflichten des Datenexporteurs 
oder des Datenimporteurs übernommen; in diesem Fall kann die betroffene Person ihre Ansprüche gegenüber dem 
Rechtsnachfolger geltend machen. Eine solche Haftung des Unterauftragsverarbeiters ist auf dessen Verarbeitungstätig­
keiten nach diesen Klauseln beschränkt.
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Klausel 7 

Schlichtungsverfahren und Gerichtsstand 

(1) Für den Fall, dass eine betroffene Person gegenüber dem Datenimporteur Rechte als Drittbegünstigte und/oder 
Schadenersatzansprüche aufgrund der Vertragsklauseln geltend macht, erklärt sich der Datenimporteur bereit, die Ent­
scheidung der betroffenen Person zu akzeptieren, und zwar entweder: 

a) die Angelegenheit in einem Schlichtungsverfahren durch eine unabhängige Person oder gegebenenfalls durch die 
Kontrollstelle beizulegen oder 

b) die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem der Datenexporteur niedergelassen ist, mit dem Streitfall zu befassen. 

(2) Die Parteien vereinbaren, dass die Entscheidung der betroffenen Person nicht die materiellen Rechte oder Ver­
fahrensrechte dieser Person, nach anderen Bestimmungen des nationalen oder internationalen Rechts Rechtsbehelfe 
einzulegen, berührt. 

Klausel 8 

Zusammenarbeit mit Kontrollstellen 

(1) Der Datenexporteur erklärt sich bereit, eine Kopie dieses Vertrags bei der Kontrollstelle zu hinterlegen, wenn diese 
es verlangt oder das anwendbare Datenschutzrecht es so vorsieht. 

(2) Die Parteien vereinbaren, dass die Kontrollstelle befugt ist, den Datenimporteur und etwaige Unterauftragsver­
arbeiter im gleichen Maße und unter denselben Bedingungen einer Prüfung zu unterziehen, unter denen die Kontrollstelle 
gemäß dem anwendbaren Datenschutzrecht auch den Datenexporteur prüfen müsste. 

(3) Der Datenimporteur setzt den Datenexporteur unverzüglich über Rechtsvorschriften in Kenntnis, die für ihn oder 
etwaige Unterauftragsverarbeiter gelten und eine Prüfung des Datenimporteurs oder von Unterauftragsverarbeitern gemäß 
Absatz 2 verhindern. In diesem Fall ist der Datenexporteur berechtigt, die in Klausel 5 Buchstabe b vorgesehenen 
Maßnahmen zu ergreifen. 

Klausel 9 

Anwendbares Recht 

Für diese Klauseln gilt das Recht des Mitgliedstaats, in dem der Datenexporteur niedergelassen ist, 
nämlich: .................................................................................................................................................................................................................... 

Klausel 10 

Änderung des Vertrags 

Die Parteien verpflichten sich, die Klauseln nicht zu verändern. Es steht den Parteien allerdings frei, erforderlichenfalls 
weitere, geschäftsbezogene Klauseln aufzunehmen, sofern diese nicht im Widerspruch zu der Klausel stehen. 

Klausel 11 

Vergabe eines Unterauftrags 

(1) Der Datenimporteur darf ohne die vorherige schriftliche Einwilligung des Datenexporteurs keinen nach den Klau­
seln auszuführenden Verarbeitungsauftrag dieses Datenexporteurs an einen Unterauftragnehmer vergeben. Vergibt der 
Datenimporteur mit Einwilligung des Datenexporteurs Unteraufträge, die den Pflichten der Klauseln unterliegen, ist dies 
nur im Wege einer schriftlichen Vereinbarung mit dem Unterauftragsverarbeiter möglich, die diesem die gleichen Pflichten 
auferlegt, die auch der Datenimporteur nach den Klauseln erfüllen muss ( 1 ). Sollte der Unterauftragsverarbeiter seinen 
Datenschutzpflichten nach der schriftlichen Vereinbarung nicht nachkommen, bleibt der Datenimporteur gegenüber dem 
Datenexporteur für die Erfüllung der Pflichten des Unterauftragsverarbeiters nach der Vereinbarung uneingeschränkt 
verantwortlich. 

(2) Die vorherige schriftliche Vereinbarung zwischen dem Datenimporteur und dem Unterauftragsverarbeiter muss 
gemäß Klausel 3 auch eine Drittbegünstigtenklausel für Fälle enthalten, in denen die betroffene Person nicht in der 
Lage ist, einen Schadenersatzanspruch gemäß Klausel 6 Absatz 1 gegenüber dem Datenexporteur oder dem Datenimpor­
teur geltend zu machen, weil diese faktisch oder rechtlich nicht mehr bestehen oder zahlungsunfähig sind und kein 
Rechtsnachfolger durch Vertrag oder kraft Gesetzes sämtliche rechtlichen Pflichten des Datenexporteurs oder des Daten­
importeurs übernommen hat. Eine solche Haftpflicht des Unterauftragsverarbeiters ist auf dessen Verarbeitungstätigkeiten 
nach den Klauseln beschränkt. 

(3) Für Datenschutzbestimmungen im Zusammenhang mit der Vergabe von Unteraufträgen über die Datenverarbei­
tung gemäß Absatz 1 gilt das Recht des Mitgliedstaats, in dem der Datenexporteur niedergelassen ist, 
nämlich: ....................................................................................................................................................................................................................
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(4) Der Datenexporteur führt ein mindestens einmal jährlich zu aktualisierendes Verzeichnis der mit Unterauftragsver­
arbeitern nach den Klauseln geschlossenen Vereinbarungen, die vom Datenimporteur nach Klausel 5 Buchstabe j über­
mittelt wurden. Das Verzeichnis wird der Kontrollstelle des Datenexporteurs bereitgestellt. 

Klausel 12 

Pflichten nach Beendigung der Datenverarbeitungsdienste 

(1) Die Parteien vereinbaren, dass der Datenimporteur und der Unterauftragsverarbeiter bei Beendigung der Datenver­
arbeitungsdienste je nach Wunsch des Datenexporteurs alle übermittelten personenbezogenen Daten und deren Kopien an 
den Datenexporteur zurückschicken oder alle personenbezogenen Daten zerstören und dem Datenexporteur bescheinigen, 
dass dies erfolgt ist, sofern die Gesetzgebung, der der Datenimporteur unterliegt, diesem die Rückübermittlung oder 
Zerstörung sämtlicher oder Teile der übermittelten personenbezogenen Daten nicht untersagt. In diesem Fall garantiert der 
Datenimporteur, dass er die Vertraulichkeit der übermittelten personenbezogenen Daten gewährleistet und diese Daten 
nicht mehr aktiv weiterverarbeitet. 

(2) Der Datenimporteur und der Unterauftragsverarbeiter garantieren, dass sie auf Verlangen des Datenexporteurs 
und/oder der Kontrollstelle ihre Datenverarbeitungseinrichtungen zur Prüfung der in Absatz 1 genannten Maßnahmen 
zur Verfügung stellen. 

Für den Datenexporteur: 

Name (ausgeschrieben): ....................................................................................................................................................................................... 

Funktion: .................................................................................................................................................................................................................. 

Anschrift: ................................................................................................................................................................................................................. 

Gegebenenfalls weitere Angaben, die den Vertrag verbindlich machen: 

(Stempel der Organisation) 

Unterschrift ....................................................................................... 

Für den Datenimporteur: 

Name (ausgeschrieben): ....................................................................................................................................................................................... 

Funktion: .................................................................................................................................................................................................................. 

Anschrift: ................................................................................................................................................................................................................. 

Gegebenenfalls weitere Angaben, die den Vertrag verbindlich machen: 

(Stempel der Organisation) 

Unterschrift .......................................................................................
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Anhang 1 

zu den Standardvertragsklauseln 

Dieser Anhang ist Bestandteil der Klauseln und muss von den Parteien ausgefüllt und unterzeichnet werden 

Die Mitgliedstaaten können entsprechend den nationalen Verfahren Zusatzangaben, die in diesem Anhang enthalten sein 
müssen, ergänzen 

Datenexporteur 

Der Datenexporteur ist (bitte erläutern Sie kurz Ihre Tätigkeiten, die für die Übermittlung von Belang sind): 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

Datenimporteur 

Der Datenimporteur ist (bitte erläutern Sie kurz die Tätigkeiten, die für die Übermittlung von Belang sind): 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

Betroffene Personen 

Die übermittelten personenbezogenen Daten betreffen folgende Kategorien betroffener Personen (bitte genau angeben): 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

Kategorien von Daten 

Die übermittelten personenbezogenen Daten gehören zu folgenden Datenkategorien (bitte genau angeben): 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

Besondere Datenkategorien (falls zutreffend) 

Die übermittelten personenbezogenen Daten umfassen folgende besondere Datenkategorien (bitte genau angeben): 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

Verarbeitung 

Die übermittelten personenbezogenen Daten werden folgenden grundlegenden Verarbeitungsmaßnahmen unterzogen 
(bitte genau angeben): 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

.....................................................................................................................................................................................................................................
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DATENEXPORTEUR 

Name: ....................................................................................................................... 

Unterschrift des/der Bevollmächtigten: .......................................................... 

DATENIMPORTEUR 

Name: ....................................................................................................................... 

Unterschrift des/der Bevollmächtigten: ..........................................................
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Anhang 2 

zu den Standardvertragsklauseln 

Dieser Anhang ist Bestandteil der Klauseln und muss von den Parteien ausgefüllt und unterzeichnet werden 

Beschreibung der technischen oder organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen, die der Datenimporteur gemäß 
Klausel 4 Buchstabe d und Klausel 5 Buchstabe c eingeführt hat (oder Dokument/Rechtsvorschrift beigefügt): 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

..................................................................................................................................................................................................................................... 

BEISPIEL FÜR EINE ENTSCHÄDIGUNGSKLAUSEL (FAKULTATIV) 

Haftung 

Die Parteien erklären sich damit einverstanden, dass, wenn eine Partei für einen Verstoß gegen die Klauseln haftbar 
gemacht wird, den die andere Partei begangen hat, die zweite Partei der ersten Partei alle Kosten, Schäden, Ausgaben und 
Verluste, die der ersten Partei entstanden sind, in dem Umfang ersetzt, in dem die zweite Partei haftbar ist. 

Die Entschädigung ist abhängig davon, dass 

a) der Datenexporteur den Datenimporteur unverzüglich von einem Schadenersatzanspruch in Kenntnis setzt und 

b) der Datenimporteur die Möglichkeit hat, mit dem Datenexporteur bei der Verteidigung in der Schadenersatzsache bzw. 
der Einigung über die Höhe des Schadenersatzes zusammenzuarbeiten ( 1 ).
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 27. Dezember 2004

zur Änderung der Entscheidung 2001/497/EG bezüglich der Einführung alternativer Standardver-
tragsklauseln für die Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 5271)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2004/915/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
und zum freien Datenverkehr (1), insbesondere auf Artikel 26
Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Um die Aufrechterhaltung der Datenströme aus der Ge-
meinschaft zu erleichtern, ist es wünschenswert, dass die
für die Verarbeitung Verantwortlichen in der Gemein-
schaft Daten weltweit auf der Grundlage derselben Daten-
schutzregeln übermitteln können. Solange es keine glo-
balen Datenschutznormen gibt, sind Standardvertrags-
klauseln ein wichtiges Instrument, das die Übermittlung
personenbezogener Daten aus allen Mitgliedstaaten nach
denselben Regeln ermöglicht. Die Entscheidung
2001/497/EG der Kommission vom 15. Juni 2001 hin-
sichtlich Standardvertragsklauseln für die Übermittlung
personenbezogener Daten in Drittländer nach der Richt-
linie 95/46/EG (2) legt daher Standardvertragsklauseln
fest, die angemessene Garantien für die Übermittlung
von Daten in Drittländer bieten.

(2) Seit Verabschiedung dieser Entscheidung wurden viele
Erfahrungen gesammelt. Darüber hinaus haben mehrere
Wirtschaftsverbände (3) gemeinsam alternative Standard-
vertragsklauseln entworfen, die ein Datenschutzniveau
gewährleisten sollen, das dem Niveau der Standardver-

tragsklauseln in der Entscheidung 2001/497/EG ver-
gleichbar ist, auch wenn dabei andere Instrumente einge-
setzt werden.

(3) Da die Verwendung von Standardvertragsklauseln bei in-
ternationalen Datenübermittlungen freiwillig erfolgt und
nur eine Möglichkeit gemäß der Richtlinie 95/46/EG dar-
stellt, personenbezogene Daten auf rechtlich zulässige
Weise in ein Drittland zu übermitteln, sollte es Daten-
exporteuren in der Gemeinschaft und Datenimporteuren
in Drittländern freistehen, Daten unter Verwendung eines
der Standardverträge zu übermitteln oder aber sich auf
eine andere Rechtsgrundlage zu stützen. Da jeder Stan-
dardvertrag in sich geschlossen ist, sollte es den Daten-
exporteuren allerdings nicht erlaubt werden, die Stan-
dardverträge zu ändern bzw. verschiedene Standardver-
träge miteinander zu kombinieren.

(4) Die Standardvertragsklauseln der Wirtschaftsverbände
sollen die Wirtschaftsteilnehmer zur intensiveren Nut-
zung von Vertragsklauseln veranlassen; zu diesem Zweck
setzen sie auf Instrumente wie flexiblere Prüfungspflich-
ten oder präzisere Regelung des Auskunftsrechts.

(5) Als Alternative zur gesamtschuldnerischen Haftung ge-
mäß der Entscheidung 2001/497/EG beinhaltet der nun
vorgelegte Standardvertrag außerdem ein auf die Sorg-
faltspflicht abstellendes Haftungssystem, das Datenexpor-
teur und Datenimporteur gegenüber der betroffenen Per-
son für die Verletzung ihrer jeweiligen Vertragspflichten
haftbar macht; ebenso ist der Datenexporteur haftbar,
wenn er sich nicht im Rahmen des Zumutbaren davon
überzeugt, dass der Datenimporteur seine Rechtspflichten
aus den Klauseln zu erfüllen in der Lage ist (Auswahlver-
schulden — culpa in eligendo), in welchem Fall die be-
troffene Person gerichtlich gegen den Datenexporteur
vorgehen kann. Die Durchsetzung von Klausel I Buch-
stabe b) des neuen Standardvertrags ist in dieser Hinsicht
besonders wichtig, vor allem im Hinblick auf das Recht
des Datenexporteurs, Prüfungen in den Räumlichkeiten
des Datenimporteurs durchzuführen oder Nachweise zu
verlangen, dass dieser über genügend Finanzmittel ver-
fügt, um seinen Verpflichtungen nachzukommen.
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(6) Für den Fall, dass die betroffene Person ihre Rechte als
Drittbegünstigte ausübt, wird der Datenexporteur bei der
Beschwerdeabhilfe stärker zur Verantwortung gezogen;
der Datenexporteur ist nämlich verpflichtet, Kontakt
zum Datenimporteur aufzunehmen und die Einhaltung
der Vertragspflichten nötigenfalls innerhalb der Standard-
frist von einem Monat durchzusetzen. Falls der Daten-
exporteur sich weigert, die Einhaltung der Vertragspflich-
ten durchzusetzen, und der Datenimporteur seine Ver-
tragspflichten weiter verletzt, kann die betroffene Person
die Einhaltung der Klauseln gegenüber dem Datenimpor-
teur erzwingen und ihn in einem Mitgliedstaat gerichtlich
belangen. Die Anerkennung einer gerichtlichen Zustän-
digkeit und der Entscheidung des zuständigen Gerichts
oder einer Kontrollstelle schmälert in keiner Weise die
prozessualen Rechte des in einem Drittland ansässigen
Datenimporteurs, z. B. sein Recht auf Einlegung von
Rechtsmitteln.

(7) Damit diese zusätzliche Flexibilität jedoch nicht miss-
braucht wird, erscheint es angebracht, dass die Daten-
schutzkontrollstellen auf der Grundlage des neuen Stan-
dardvertragsklauseltyps Datenübermittlungen leichter ver-
bieten oder aussetzen können, falls sich der Datenexpor-
teur weigert, gegenüber dem Datenimporteur geeignete
Maßnahmen zur Durchsetzung der Vertragspflichten zu
ergreifen, oder der Datenimporteur sich weigert, redlich
mit den zuständigen Datenschutzkontrollstellen zusam-
menzuarbeiten.

(8) Die aufgrund der Richtlinie 95/46/EG oder der Richtlinie
2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der
elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie
für elektronische Kommunikation) (1) erlassenen Vor-
schriften bleiben von den Standardvertragsklauseln unbe-
rührt, insbesondere was den Versand kommerzieller
Kommunikation für Direktmarketingzwecke betrifft.

(9) Auf dieser Grundlage können die Garantien, die die vor-
gelegten Standardvertragsklauseln beinhalten, als ange-
messen im Sinne von Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie
95/46/EG angesehen werden.

(10) Die Gruppe für den Schutz natürlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, die nach Artikel
29 der Richtlinie 95/46/EG eingesetzt wurde, hat eine
Stellungnahme (2) zu dem Schutzniveau abgegeben, das
die vorgelegten Standardvertragsklauseln bieten; diese
Stellungnahme wurde bei der Ausarbeitung dieser Ent-
scheidung berücksichtigt.

(11) Um die Anwendung der Änderungen an der Entschei-
dung 2001/497/EG bewerten zu können, sollte die Kom-
mission diese drei Jahre, nachdem sie die Mitgliedstaaten
davon in Kenntnis gesetzt hat, bewerten.

(12) Die Entscheidung 2001/497/EG sollte entsprechend ge-
ändert werden.

(13) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses, der ge-
mäß Artikel 31 der Richtlinie 95/46/EG eingesetzt
wurde —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 2001/497/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 1 wird folgender Absatz hinzugefügt:

„Die für die Verarbeitung Verantwortlichen haben die Wahl
zwischen Standardvertrag I und II im Anhang. Sie dürfen die
Klauseln weder ändern noch Klauseln aus beiden Verträgen
miteinander kombinieren.“

2. Artikel 4 Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Für die Zwecke von Absatz 1 können die zuständigen
Kontrollstellen, sofern der für die Verarbeitung Verantwort-
liche angemessene Garantien auf der Grundlage des Stan-
dardvertrags II im Anhang geltend macht, im Rahmen ihrer
Befugnisse Datenübermittlungen verbieten oder aussetzen,
wenn

a) der Datenimporteur sich weigert, mit den Datenschutz-
kontrollstellen redlich zusammenzuarbeiten oder eindeu-
tige Vertragspflichten zu erfüllen;

b) der Datenexporteur sich weigert, binnen der Regelfrist
von einem Monat nach entsprechender Aufforderung
durch die zuständige Kontrollstelle geeignete Maßnahmen
zur Durchsetzung der Vertragspflichten gegenüber dem
Datenimporteur zu ergreifen.
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Eine Weigerung des Datenimporteurs zur redlichen Zusam-
menarbeit oder zur Durchsetzung der Vertragspflichten im
Sinne von Unterabsatz 1 besteht nicht, wenn die Zusammen-
arbeit oder Durchsetzung zu einer Kollision mit nationalen,
für den Datenimporteur verbindlichen Rechtsvorschriften
führen würde und diese Vorschriften nicht über das hinaus-
gehen, was in einer demokratischen Gesellschaft unter Zu-
grundelegung der in Artikel 13 Absatz 1 der Richtlinie
95/46/EG aufgeführten Interessen erforderlich ist; hierunter
fallen insbesondere die Androhung von Sanktionen nach
internationalem und/oder nationalem Recht, steuerrechtliche
Anzeigepflichten oder Anzeigepflichten zur Bekämpfung der
Geldwäsche.

Die Pflicht zur Zusammenarbeit im Sinne von Unterabsatz 1
Buchstabe a) beinhaltet für den Datenimporteur insbesondere
die Bereitschaft, seine Datenverarbeitungseinrichtungen über-
prüfen zu lassen oder den Empfehlungen der Datenschutz-
kontrollstelle in der Gemeinschaft Folge zu leisten.

(3) Das Verbot oder die Aussetzung im Sinne der Absätze
1 und 2 wird aufgehoben, sobald die Gründe für das Verbot
oder die Aussetzung nicht mehr vorliegen.

(4) Wenn die Mitgliedstaaten Maßnahmen gemäß den Ab-
sätzen 1, 2 und 3 ergreifen, informieren sie unverzüglich die
Kommission, die ihrerseits die Informationen an die anderen
Mitgliedstaaten weiterleitet.“.

3. Artikel 5 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Kommission bewertet drei Jahre, nachdem sie den Mit-
gliedstaaten diese Entscheidung und etwaige Änderungen an
dieser Entscheidung bekannt gegeben hat, ihre Durchführung
anhand der verfügbaren Informationen.“.

4. Der Anhang wird wie folgt geändert:

1. Nach der Überschrift wird „STANDARDVERTRAG I“ ein-
gefügt.

2. Der Wortlaut des Anhangs zu dieser Entscheidung wird
angefügt.

Artikel 2

Diese Entscheidung gilt ab dem 1. April 2005.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 27. Dezember 2004

Für die Kommission
Charlie McCREEVY

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„STANDARDVERTRAG II

Standardvertragsklauseln für die Übermittlung personenbezogener Daten aus der Gemeinschaft in Drittländer
(Übermittlung zwischen für die Datenverarbeitung Verantwortlichen)

Vereinbarung über die Datenübermittlung

zwischen

_____________________________________________________________________________________ (Name)

________________________________________________________________________________________________ (Adresse und Sitzland)

(nachstehend als ‚Datenexporteur‘ bezeichnet,

und

_____________________________________________________________________________________ (Name)

________________________________________________________________________________________________ (Adresse und Sitzland)

nachstehend als ‚Datenimporteur‘ bezeichnet,

beide nachstehend als ‚Partei‘, zusammen als ‚Parteien‘ bezeichnet

Begriffsbestimmungen

Im Rahmen der Vertragsklauseln gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) Die Begriffe ‚personenbezogene Daten‘, ‚besondere Kategorien personenbezogener Daten/sensible Daten‘, ‚verarbeiten/-
Verarbeitung‘, ‚für die Verarbeitung Verantwortlicher‘, ‚Auftragsverarbeiter‘, ‚betroffene Person‘ und ‚Kontrollstelle‘ wer-
den entsprechend den Begriffsbestimmungen der Richtlinie 95/46/EG vom 24. Oktober 1995 verwendet (wobei mit
‚Kontrollstelle‘ die Datenschutzkontrollstelle gemeint ist, die für das Sitzland des Datenexporteurs zuständig ist).

b) ‚Datenexporteur‘ bezeichnet den für die Verarbeitung Verantwortlichen, der die personenbezogenen Daten übermittelt.

c) ‚Datenimporteur‘ bezeichnet den für die Verarbeitung Verantwortlichen, der sich bereit erklärt, vom Datenexporteur
personenbezogene Daten für die Verarbeitung gemäß den Bestimmungen dieser Vertragsklauseln entgegenzunehmen,
und der nicht an ein System eines Drittlandes gebunden ist, das angemessenen Schutz gewährleistet.

d) ‚Klauseln‘ bezeichnet diese Standardvertragsklauseln als eigenständiges Dokument, das keine Geschäftsbedingungen
beinhaltet, die von den Parteien im Rahmen getrennter geschäftlicher Vereinbarungen getroffen wurden.

Die Einzelheiten der Übermittlung (sowie die abgedeckten personenbezogenen Daten) sind in Anhang B aufgeführt, der
integraler Bestandteil dieser Klauseln ist.

I. Pflichten des Datenexporteurs

Der Datenexporteur gibt folgende Zusicherungen:

a) Die personenbezogenen Daten wurden nach den für den Datenexporteur geltenden Gesetzen gesammelt, ver-
arbeitet und übermittelt.

b) Er hat sich im Rahmen des Zumutbaren davon überzeugt, dass der Datenimporteur seine Rechtspflichten aus
diesen Klauseln zu erfüllen in der Lage ist.

c) Er stellt dem Datenimporteur auf Antrag Exemplare der einschlägigen Datenschutzgesetze oder entsprechende
Fundstellennachweise seines Sitzlandes zur Verfügung, erteilt aber keine Rechtsberatung.
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d) Er beantwortet Anfragen der betroffenen Personen und der Kontrollstelle bezüglich der Verarbeitung der perso-
nenbezogenen Daten durch den Datenimporteur, es sei denn, die Parteien haben vereinbart, dass der Daten-
importeur die Beantwortung übernimmt; der Datenexporteur übernimmt die Beantwortung im Rahmen der
Zumutbarkeit und aufgrund der ihm zugänglichen Informationen auch dann, wenn der Datenimporteur nicht
antworten will oder kann. Sie erfolgt innerhalb einer angemessenen Frist.

e) Er stellt betroffenen Personen, die Drittbegünstigte im Sinne von Klausel III sind, auf Verlangen ein Exemplar der
Klauseln zur Verfügung, es sei denn, die Klauseln enthalten vertrauliche Angaben; in diesem Fall hat er das Recht,
diese Angaben zu entfernen. Werden Angaben entfernt, teilt der Datenexporteur den betroffenen Personen
schriftlich die Gründe für die Entfernung mit und belehrt sie über ihr Recht, die Kontrollstelle auf die Entfernung
aufmerksam zu machen. Der Datenexporteur leistet indessen der Entscheidung der Kontrollstelle Folge, den
betroffenen Personen Zugang zum Volltext der Klauseln zu gewähren, wenn diese sich zur Geheimhaltung der
entfernten vertraulichen Informationen verpflichten. Der Datenexporteur stellt ferner auch der Kontrollstelle auf
Antrag ein Exemplar der Klauseln zur Verfügung.

II. Pflichten des Datenimporteurs

Der Datenimporteur gibt folgende Zusicherungen:

a) Er verfügt über die technischen und organisatorischen Voraussetzungen zum Schutz der personenbezogenen
Daten gegen die unbeabsichtigte oder rechtswidrige Zerstörung oder gegen den unbeabsichtigten Verlust oder
die unbeabsichtigte Änderung, die unberechtigte Offenlegung oder den unberechtigten Zugriff; damit ist ein
Sicherheitsniveau gewährleistet, das den von der Verarbeitung ausgehenden Risiken und der Art der zu schütz-
enden Daten gerecht wird.

b) Seine Verfahrensregeln gewährleisten, dass von ihm zum Zugriff auf die personenbezogenen Daten befugte Dritte,
einschließlich des Auftragsverarbeiters, die Geheimhaltung und Sicherheit der personenbezogenen Daten beachten
und wahren. Die unter der Verantwortung des Datenimporteurs tätigen Personen, darunter auch Auftragsver-
arbeiter, dürfen die personenbezogenen Daten nur auf seine Anweisung verarbeiten. Diese Bestimmung gilt nicht
für Personen, die von Rechts wegen zum Zugriff auf die personenbezogenen Daten befugt oder verpflichtet sind.

c) Zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bestehen seines Wissens in seinem Land keine entgegenstehenden Rechts-
vorschriften, die die Garantien aus diesen Klauseln in gravierender Weise beeinträchtigen; er benachrichtigt den
Datenexporteur (der die Benachrichtigung erforderlichenfalls an die Kontrollstelle weiterleitet), wenn er Kenntnis
von derartigen Rechtsvorschriften erlangt.

d) Er verarbeitet die personenbezogenen Daten zu den in Anhang B dargelegten Zwecken und ist ermächtigt, die
Zusicherungen zu geben und die Verpflichtungen zu erfüllen, die sich aus diesem Vertrag ergeben.

e) Er nennt dem Datenexporteur eine Anlaufstelle innerhalb seiner Organisation, die befugt ist, Anfragen bezüglich
der Verarbeitung der personenbezogenen Daten zu behandeln, und arbeitet redlich mit dem Datenexporteur, der
betroffenen Person und der Kontrollstelle zusammen, damit derartige Anfragen innerhalb einer angemessenen
Frist beantwortet werden. Wenn der Datenexporteur nicht mehr besteht oder wenn die Parteien Entsprechendes
vereinbaren, verpflichtet sich der Datenimporteur zur Einhaltung der Bestimmungen von Klausel I Buchstabe e).

f) Auf Antrag des Datenexporteurs weist er nach, dass er über ausreichende Finanzmittel verfügt, um die Ver-
pflichtungen aus Klausel III zu erfüllen (wozu auch Versicherungsschutz zählen kann).

g) Auf Antrag des Datenexporteurs und sofern dies nicht willkürlich ist, überlässt er seine zur Verarbeitung
benötigten Datenverarbeitungseinrichtungen, Dateien und Unterlagen der Überprüfung, dem Audit und/oder
der Zertifizierung durch den Datenexporteur (oder von ihm ausgewählte unabhängige oder unparteiische Prüfer
oder Auditoren, gegen die der Datenimporteur keine begründeten Einwände erhebt), um zu gewährleisten, dass
die Zusicherungen in diesen Klauseln eingehalten werden, wobei die Überprüfung rechtzeitig anzukündigen und
während der üblichen Geschäftszeiten durchzuführen ist. Sofern die Zustimmung oder Genehmigung durch eine
Regulierungs- oder Kontrollstelle im Land des Datenimporteurs erforderlich ist, bemüht sich dieser, die Zustim-
mung oder Genehmigung zügig zu erhalten.
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h) Er verarbeitet die personenbezogenen Daten gemäß

i) den Datenschutzbestimmungen des Landes, in dem der Datenexporteur ansässig ist, oder

ii) den einschlägigen Bestimmungen (1) etwaiger Kommissionsentscheidungen nach Artikel 25 Absatz 6 der
Richtlinie 95/46/EG, sofern der Datenimporteur die einschlägigen Bestimmungen derartiger Genehmigungen
bzw. Entscheidungen einhält und in einem Land ansässig ist, für das diese Genehmigungen oder Entschei-
dungen gelten, obwohl diese hinsichtlich der Übermittlung personenbezogener Daten auf ihn keine An-
wendung finden (2), oder

iii) den Grundsätzen für die Datenverarbeitung in Anhang A.

Der Datenimporteur wählt die Möglichkeit: _____________________________________________________

Paraphe des Datenimporteurs: ________________________________________________________________;

i) Er verzichtet auf die Offenlegung oder Übermittlung personenbezogener Daten an für die Verarbeitung Verant-
wortliche Dritte, die außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) ansässig sind, es sei denn, er setzt den
Datenexporteur von der Übermittlung in Kenntnis und

i) der für die Verarbeitung Verantwortliche Dritte verarbeitet die personenbezogenen Daten im Einklang mit
einer Kommissionsentscheidung, in der die Kommission einem Drittland ein angemessenes Datenschutz-
niveau zuerkennt, oder

ii) der für die Verarbeitung Verantwortliche Dritte unterzeichnet diese Klauseln oder eine andere, von einer
zuständigen Stelle in der EU genehmigte Datenübermittlungsvereinbarung oder

iii) die betroffenen Personen haben das Recht zum Widerspruch, nachdem sie über den Zweck der Übermitt-
lung informiert wurden, ferner über die Empfängerkategorien und darüber, dass das Empfängerland der
Daten möglicherweise andere Datenschutzstandards aufweist, oder

iv) die betroffenen Personen haben im Hinblick auf die Weiterübermittlung sensibler Daten zweifelsfrei ihre
Zustimmung zu der Weiterübermittlung erteilt.

III. Haftung und Rechte Dritter

a) Jede Partei haftet gegenüber der anderen Partei für Schäden, die sie durch einen Verstoß gegen diese Klauseln
verursacht. Die gegenseitige Haftung der Parteien ist auf den tatsächlich erlittenen Schaden begrenzt. Strafscha-
denersatzansprüche (d. h. die Zahlung von Strafen für grobes Fehlverhalten einer Partei) sind ausdrücklich aus-
geschlossen. Jede Partei haftet gegenüber der betroffenen Person für Schäden, die sie durch die Verletzung von
Rechten Dritter im Rahmen dieser Klauseln verursacht. Die Haftung des Datenexporteurs gemäß den für ihn
maßgeblichen Datenschutzvorschriften bleibt davon unberührt.

b) Die Parteien räumen den betroffenen Personen das Recht ein, diese Klausel sowie Klausel I Buchstaben b), d) und
e), Klausel II Buchstaben a), c), d), e), h), i), Klausel III Buchstabe a) sowie die Klauseln V, VI Buchstabe d) und VII
als Drittbegünstigte gegenüber dem Datenimporteur oder dem Datenexporteur durchzusetzen, wenn diese im
Hinblick auf die Daten der betroffenen Personen ihre Vertragspflichten verletzen; zu diesem Zweck erkennen sie
die Zuständigkeit der Gerichte im Sitzland des Datenexporteurs an. Wirft die betroffene Person dem Daten-
importeur Vertragsverletzung vor, muss sie den Datenexporteur zunächst auffordern, ihre Rechte gegenüber dem
Datenimporteur durchzusetzen; wird der Datenexporteur nicht innerhalb einer angemessenen Frist tätig (im
Regelfall innerhalb eines Monats), kann die betroffene Person ihre Rechte direkt gegenüber dem Datenimporteur
durchsetzen. Eine betroffene Person kann direkt gegen einen Datenexporteur vorgehen, wenn dieser sich im
Rahmen des Zumutbaren nicht davon überzeugt hat, dass der Datenimporteur seine rechtlichen Verpflichtungen
aus diesen Klauseln zu erfüllen in der Lage ist (der Datenexporteur muss beweisen, dass er alle zumutbaren
Anstrengungen unternommen hat).
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(1) ‚Einschlägige Bestimmungen‘ sind sämtliche unter diese Klauseln fallende Genehmigungen oder Entscheidungen mit Ausnahme der
Vollzugsbestimmungen.

(2) Wird diese Möglichkeit gewählt, sind jedoch die Bestimmungen von Anhang A Ziffer 5 über das Recht auf Zugriff, Berichtigung,
Löschung und Widerspruch anzuwenden, die dann vergleichbaren Bestimmungen der gewählten Kommissionsentscheidung vorgehen.



IV. Anwendbares Recht

Diese Klauseln unterliegen dem Recht des Landes, in dem der Datenexporteur ansässig ist; davon ausgenommen sind
die Rechtsvorschriften über die Verarbeitung der personenbezogenen Daten durch den Datenimporteur gemäß
Klausel II Buchstabe h), die nur gelten, wenn sich der Datenimporteur nach dieser Klausel dafür entschieden hat.

V. Beilegung von Streitigkeiten mit betroffenen Personen oder der Kontrollstelle

a) Bei einer Streitigkeit oder einer Klage der betroffenen Person oder der Kontrollstelle gegen eine Partei oder beide
Parteien bezüglich der Verarbeitung personenbezogener Daten setzen die Parteien einander davon in Kenntnis
und bemühen sich gemeinsam um eine zügige, gütliche Beilegung.

b) Die Parteien erklären sich bereit, sich jedem allgemein zugänglichen, nicht bindenden Schlichtungsverfahren zu
unterwerfen, das von einer betroffenen Person oder der Kontrollstelle angestrengt wird. Beteiligen sie sich an dem
Verfahren, können sie dies auf dem Weg der Telekommunikation tun (z. B. per Telefon oder anderer elektro-
nischer Mittel). Die Parteien erklären sich ferner bereit, eine Beteiligung an anderen Vermittlungsverfahren,
Schiedsverfahren oder sonstigen Verfahren der Streitbeilegung zu erwägen, die für die Zwecke des Datenschutzes
entwickelt werden.

c) Die Parteien unterwerfen sich den rechtskräftigen Endentscheidungen des zuständigen Gerichts im Sitzland des
Datenexporteurs oder der Kontrollstelle.

VI. Beendigung des Vertrags

a) Verstößt der Datenimporteur gegen seine Verpflichtungen aus diesen Klauseln, kann der Datenexporteur die
Übermittlung personenbezogener Daten an den Datenimporteur vorläufig aussetzen, bis der Verstoß beseitigt
oder der Vertrag beendet ist.

b) Tritt einer der folgenden Fälle ein:

i) Die Übermittlung personenbezogener Daten an den Datenimporteur wird vom Datenexporteur gemäß Buch-
stabe a) länger als einen Monat ausgesetzt;

ii) die Einhaltung dieser Klauseln durch den Datenimporteur verstößt gegen Rechtsvorschriften des Import-
landes;

iii) der Datenimporteur missachtet Zusicherungen, die er im Rahmen dieser Klauseln gegeben hat, in erheb-
lichem Umfang oder fortdauernd;

iv) das zuständige Gericht im Sitzland des Datenexporteurs oder der Kontrollstelle stellt rechtskräftig fest, dass
der Datenimporteur oder der Datenexporteur gegen die Klauseln verstoßen haben, oder

v) es wird ein Antrag auf Insolvenzverwaltung oder Abwicklung des Datenimporteurs in dessen privater oder
geschäftlicher Eigenschaft gestellt, der nicht innerhalb der nach geltendem Recht vorgesehenen Frist abge-
wiesen wird; die Abwicklung wird gerichtlich angeordnet; für einen beliebigen Teil seines Vermögens wird
ein Zwangsverwalter bestellt; ein Treuhänder wird bestellt, falls es sich bei dem Datenimporteur um eine
Privatperson handelt; dieser leitet einen außergerichtlichen Vergleich ein, oder es kommt zu einem je nach
Rechtsordnung gleichwertigen Verfahren,

so ist der Datenexporteur berechtigt, unbeschadet etwaiger sonstiger Ansprüche gegen den Datenimporteur,
diesen Vertrag zu kündigen, wovon er gegebenenfalls die Kontrollstelle in Kenntnis setzt. Tritt einer der in
Ziffer i), ii) oder iv) genannten Fälle ein, kann der Datenimporteur seinerseits den Vertrag kündigen.

DEL 385/80 Amtsblatt der Europäischen Union 29.12.2004



c) Jede Partei kann den Vertrag kündigen, wenn i) die Kommission eine positive Angemessenheitsfeststellung gemäß
Artikel 25 Absatz 6 der Richtlinie 95/46/EG (oder einer Vorschrift, die diese Vorschrift ersetzt) in Bezug auf das
Land (oder einen Bereich davon) trifft, in das die Daten übermittelt und in dem sie vom Datenimporteur
verarbeitet werden, oder ii) die Richtlinie 95/46/EG (oder eine Vorschrift, die diese Vorschrift ersetzt) in dem
betreffenden Landes unmittelbar zur Anwendung gelangt.

d) Die Parteien vereinbaren, dass sie auch nach der Beendigung dieses Vertrags, ungeachtet des Zeitpunkts, der
Umstände oder der Gründe (ausgenommen die Kündigung gemäß Klausel VI Buchstabe c), weiterhin an die
Verpflichtungen und/oder Bestimmungen dieser Klauseln in Bezug auf die Verarbeitung der übermittelten Daten
gebunden sind.

VII. Änderung der Klauseln

Die Parteien dürfen diese Klauseln nur zum Zwecke der Aktualisierung von Anhang B ändern; gegebenenfalls
müssen sie die Kontrollstelle davon in Kenntnis setzen. Es steht den Parteien allerdings frei, erforderlichenfalls
weitere Geschäftsklauseln hinzuzufügen.

VIII. Beschreibung der Übermittlung

Die Einzelheiten zur Übermittlung und zu den personenbezogenen Daten sind in Anhang B aufgeführt. Die Parteien
vereinbaren, dass sie gegebenenfalls in Anhang B enthaltene vertrauliche Informationen nicht gegenüber Dritten
offen legen, es sei denn, sie sind gesetzlich dazu verpflichtet oder handeln auf Aufforderung einer zuständigen
Regulierungsstelle oder staatlichen Einrichtung oder gemäß Klausel I Buchstabe e). Die Parteien können weitere
Anhänge vereinbaren, die zusätzliche Übermittlungen betreffen; diese sind gegebenenfalls der Kontrollstelle zu
unterbreiten. Ersatzweise kann Anhang B so formuliert werden, dass er eine Vielzahl von Übermittlungen abdeckt.

Datum: _____________________________________

___________________________________________ ___________________________________________

Für den DATENIMPORTEUR Für den DATENEXPORTEUR

................................................................................................. ..................................................................................................

................................................................................................. ..................................................................................................

................................................................................................. ..................................................................................................
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ANHANG A

GRUNDSÄTZE FÜR DIE DATENVERARBEITUNG

1. Zweckbindung: Personenbezogene Daten dürfen nur für die in Anhang B festgelegten oder anschließend von der
betroffenen Person genehmigten Zwecke verarbeitet und danach verwendet oder weiter übermittelt werden.

2. Datenqualität und Verhältnismäßigkeit: Personenbezogene Daten müssen sachlich richtig sein und nötigenfalls auf dem
neuesten Stand gehalten werden. Sie müssen den Übermittlungs- und Verarbeitungszwecken angemessen und dafür
erheblich sein und dürfen nicht über das erforderliche Maß hinausgehen.

3. Transparenz: Die betroffenen Personen müssen Informationen erhalten, die eine Verarbeitung nach Treu und Glauben
gewährleisten (beispielsweise Angaben zum Verarbeitungszweck und zur Übermittlung), sofern diese Informationen
nicht bereits vom Datenexporteur erteilt wurden.

4. Sicherheit und Geheimhaltung: Der für die Verarbeitung Verantwortliche muss geeignete technische und organisato-
rische Sicherheitsvorkehrungen gegen die Risiken der Verarbeitung treffen, beispielsweise gegen die unbeabsichtigte
oder rechtswidrige Zerstörung oder gegen den unbeabsichtigten Verlust oder die unbeabsichtigte Änderung, die unbe-
rechtigte Offenlegung oder den unberechtigten Zugriff. Alle unter der Verantwortung des für die Verarbeitung Verant-
wortlichen tätigen Personen, darunter auch Auftragsverarbeiter, dürfen die Daten nur auf Anweisung des für die
Verarbeitung Verantwortlichen verarbeiten.

5. Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung und Widerspruch: Nach Artikel 12 der Richtlinie 95/46/EG hat die
betroffene Person das Recht, entweder direkt oder durch Dritte, Auskunft über alle ihre personenbezogenen Daten
zu erhalten, die von einer Organisation vorgehalten werden; dies gilt nicht für Auskunftsersuchen, die aufgrund ihrer
unzumutbaren Periodizität oder ihrer Zahl, Wiederholung oder Systematik offensichtlich übertrieben sind, oder für
Daten, über die nach dem für den Datenexporteur geltenden Recht keine Auskunft erteilt werden muss. Vorbehaltlich
der vorherigen Genehmigung durch die Kontrollstelle muss auch dann keine Auskunft erteilt werden, wenn die
Interessen des Datenimporteurs oder anderer Organisationen, die mit dem Datenimporteur in Geschäftsverkehr stehen,
dadurch ernsthaft geschädigt würden und die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen hierdurch
nicht beeinträchtigt werden. Die Quellen der personenbezogenen Daten müssen nicht angegeben werden, wenn dazu
unzumutbare Anstrengungen erforderlich wären oder die Rechte Dritter dadurch verletzt würden. Die betroffene
Person muss das Recht haben, ihre personenbezogenen Daten berichtigen, ändern oder löschen zu lassen, wenn diese
unzutreffend sind oder entgegen den vorliegenden Grundsätzen verarbeitet wurden. Bei begründeten Zweifeln an der
Rechtmäßigkeit des Ersuchens kann die Organisation weitere Belege verlangen, bevor die Berichtigung, Änderung oder
Löschung erfolgt. Dritte, gegenüber denen die Daten offen gelegt wurden, müssen von der Berichtigung, Änderung
oder Löschung nicht in Kenntnis gesetzt werden, wenn dies mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre.
Die betroffene Person muss auch aus zwingenden legitimen Gründen, die mit ihrer persönlichen Situation zusammen-
hängen, Widerspruch gegen die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten einlegen können. Die Beweislast liegt im
Fall einer Ablehnung beim Datenimporteur; die betroffene Person kann eine Ablehnung jederzeit vor der Kontrollstelle
anfechten.

6. Sensible Daten: Der Datenimporteur trifft die zusätzliche Vorkehrungen (beispielsweise sicherheitsbezogener Art), die
entsprechend seinen Verpflichtungen nach Klausel II zum Schutz sensibler Daten erforderlich sind.

7. Direktmarketing: Werden Daten zum Zwecke des Direktmarketings verarbeitet, sind wirksame Verfahren vorzusehen,
damit die betroffene Person sich jederzeit gegen die Verwendung ihrer Daten für derartige Zwecke entscheiden kann
(‚Opt-out‘).

8. Automatisierte Entscheidungen: ‚Automatisierte Entscheidungen‘ im Sinne dieser Klauseln sind mit Rechtsfolgen be-
haftete Entscheidungen des Datenexporteurs oder des Datenimporteurs bezüglich einer betroffenen Person, die allein
auf der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten zum Zwecke der Bewertung einzelner Aspekte ihrer
Person beruhen, beispielsweise ihrer beruflichen Leistungsfähigkeit, ihrer Kreditwürdigkeit, ihrer Zuverlässigkeit oder
ihres Verhaltens. Der Datenimporteur darf keine automatisierten Entscheidungen über eine betroffene Person fällen, es
sei denn:

a) i) Der Datenimporteur fällt die Entscheidungen im Rahmen eines Vertragsabschlusses oder der Ausführung eines
Vertrags mit der betroffenen Person, und

ii) die betroffene Person erhält die Möglichkeit, die Ergebnisse einer einschlägigen automatisierten Entscheidung mit
einem Vertreter der entscheidungtreffenden Partei zu erörtern, oder aber Erklärungen gegenüber dieser Partei
abzugeben,

oder

b) die für den Datenexporteur geltenden Rechtsvorschriften sehen etwas anderes vor.
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ANHANG B

BESCHREIBUNG DER ÜBERMITTLUNG

(von den Parteien auszufüllen)
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VERANSCHAULICHENDE GESCHÄFTSKLAUSELN (FAKULTATIV)

Wechselseitige Entschädigung von Datenexporteur und Datenimporteur:

‚Die Parteien entschädigen sich wechselseitig oder halten sich wechselseitig schadlos für alle Kosten, Ausgaben, Schäden,
Auslagen oder Verluste, die die andere Partei durch Verletzung einer dieser Vertragsklauseln verursacht. Der Entschädi-
gungsanspruch setzt voraus, dass a) die zu entschädigenden Parteien die entschädigenden Parteien unverzüglich von
dem Bestehen einer Forderung in Kenntnis setzen und b) die entschädigenden Parteien allein dazu berechtigt sind, sich
gegen einen solchen Anspruch zu verteidigen oder den Streit beizulegen und (c) die zu entschädigenden Parteien bei
der Abwehr derartiger Rechtsansprüche redlich mit den entschädigenden Parteien zusammenarbeiten und diese unter-
stützen.‘

Streitbeilegung zwischen Datenexporteur und Datenimporteur (die Parteien können selbstverständlich eine andere alternative Streit-
beilegung oder die Zuständigkeit eines Gerichts vereinbaren):

‚Alle Rechtsstreitigkeiten zwischen dem Datenimporteur und dem Datenexporteur aus dem vorliegenden Vertrag
werden gemäß dem Schlichtungs- und Schiedsreglement der Internationalen Handelskammer endgültig durch einen
oder mehrere Schiedsrichter entschieden, die in Übereinstimmung mit diesem Reglement ernannt werden. Ort des
Schiedsverfahrens ist […]. Die Zahl der Schiedsrichter beträgt […].‘

Kostenteilung:

‚Jede Partei trägt die Kosten für die Erfüllung ihrer Vertragspflichten.‘

Zusätzliche Beendigungsklausel:

‚Bei Beendigung dieses Vertrags gibt der Datenimporteur alle personenbezogenen Daten sowie alle Kopien der perso-
nenbezogenen Daten, die Gegenstand dieser Klauseln sind, unverzüglich an den Datenexporteur zurück, oder aber der
Datenimporteur vernichtet auf Antrag des Datenexporteurs alle Exemplare derselben und bescheinigt dem Datenexpor-
teur die Vernichtung, es sei denn, der nationale Gesetzgeber oder die nationale Regulierungsbehörde verbietet die
vollständige oder teilweise Rückübermittlung oder Zerstörung dieser Daten; in diesem Fall werden die Daten geheim
gehalten und zu keinem weiteren Zweck aktiv verarbeitet. Auf Verlangen des Datenexporteurs erlaubt der Daten-
importeur dem Datenexporteur oder einem vom Datenexporteur ausgewählten Prüfer, gegen den der Datenimporteur
keine begründeten Einwände erhebt, den Zugang zu seinen Räumlichkeiten, damit die Ausführung dieser Bestimmun-
gen überprüft werden kann; die Überprüfung ist rechtzeitig anzukündigen und während der üblichen Geschäftszeiten
durchzuführen.‘ “.

DEL 385/84 Amtsblatt der Europäischen Union 29.12.2004


	Seiten aus ds-mod04-global-fj-2012.pdf
	ds-mod04-global-fj-2012-anhang-unnummeriert.pdf
	Seiten aus ds-mod04-global-fj-2012.pdf
	Wichtige Datenschutzorganisationen.pdf
	ds-mod04-global-herbst-2011-anhang-unnummeriert.pdf
	kav-videouebrwachung.pdf
	ds-mod04-global-herbst-2011-anhang-unnummeriert.pdf
	Binder3.pdf
	kav-checkliste-selfaudit.pdf
	Binder2.pdf
	kav-dvr-muster-v109.pdf
	kav-dvr-muster-v056.pdf
	kav-dvr-muster-v314.pdf
	kav-Muster_Datenschutzvertrag_Vers 3_10_23132.pdf








